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Liebe JuLis,  

mit dem nächsten Landeskongress steht auch die nächste legendäre LaKo-Party an. Damit 
die Party auch allen Spaß macht, möchten wir auf einige wichtige Punkte hinweisen. Von 
nun haben wir auf all unseren Partys vier Vertrauenspersonen, an die ihr Euch wenden 
könnt. Die Vertrauenspersonen werden vom Landesvorstand sorgfältig ausgewählt. Sie 
zeichnen sich durch ihre langjährige Erfahrung im Verband aus und werden alles daran-
setzen, Eure Probleme diskret zu lösen. Die Vertrauenspersonen werden auf jedem Lan-
deskongress vorgestellt. Sie sind zu jeder Zeit telefonisch und persönlich erreichbar.  

Grenzüberschreitendes Verhalten  

Wenn ihr mitbekommt, dass   

− jemand stark alkoholisiert ist und auf Grund dessen Hilfe benötigt,  
− jemand auf Grund von starkem Alkoholkonsum oder anderweitigen Substanzen 

die negativen Konsequenzen seines/ihres Handelns nicht mehr einschätzen kann,  
− jemand die Annäherungsversuche einer Person als unangenehm empfindet,  
− jemand die Berührung eines Anderen als unangenehm und/oder unangemessen 

empfindet,  
− es einen konkreten Fall gibt, der unter die genannten Grenzüberschreitungen fällt 

oder eurem Ermessen nach grenzüberschreitend ist, dann  

solltet ihr Euch an die Vertrauensperson wenden.  

Solltet Ihr zudem mitbekommen, dass jemand auf Grund seiner/ihrer Herkunft, sexuellen 
Orientierung, finanziellen Lage, religiösen Überzeugung oder seines/ihres Geschlechts 
diskriminiert wird, dann meldet auch dies der Vertrauensperson. Wir freuen uns auf eine 
gelungene LaKo-Party ohne Zwischenfälle, die wir alle noch lange in guter Erinnerung 
behalten werden.  

 

Euer Landesvorstand  



 

 

Bericht der Ombudspersonen zum 2. Landeskongress 2022 
 
Seit dem letzten Landeskongress im Februar sind nun bereits einige Monate vergangen. 
In der Zwischenzeit kam es glücklicherweise nur zu wenigen Vorkommnissen. Einzig ein 
Vorfall, bei dem es zu inakzeptablem und verbandschädigendem Verhalten in den sozialen 
Medien kam, hat uns als Ombudspersonen beschäftigt. Dieser Sachverhalt liegt 
mittlerweile dem Landesschiedsgericht vor, sodass wir auf das Ergebnis dieses Verfahrens 
warten müssen. 

Neben der Schlichtung sozialer Probleme innerhalb des Verbandes ist es zudem unsere 
Aufgabe, die Einhaltung der Beschlusslage durch den Landesvorstand zu überwachen. Seit 
dem letzten Landeskongress hat dieser die Beschlusslage vollständig eingehalten. Anders 
lautende Hinweise oder sonstige Beschwerden über die Arbeit des Landesvorstandes 
haben uns nicht erreicht. 

Eure Marie und Euer Robert 
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Antrag L001  

Betr.: Smart City Berlin 

Antragsteller: Landesvorstand 

 

Smart City Berlin 1 

Smart City kann vieles bedeuten. Forderungen, die diesem Sammelbegriff  2 

zugeordnet werden, werden häufig durch ein Transformationsnarrativ begründet  3 

und als alternativlos dargestellt, sind aber in Wahrheit ideologisch getragen. In  4 

diesem Antrag wollen wir den Themenkomplex aus liberaler Perspektive  5 

beleuchten - das heißt für uns, dass die Innovationsoffenheit im Zentrum steht.  6 

Für uns ist „smart“, was der Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft die  7 

konkrete Chance zur Stärkung gibt und unsere Stadt lebenswerter sowie als  8 

Standort attraktiver macht. Dazu stellen wir folgende langfristige Ziele auf. 9 

Smart Government: 10 

Eine intelligente und transparente Verwaltung wird der Motor des Fortschritts  11 

sein, den unsere Stadt verdient hat. Dieser bildet die Grundlage für eine  12 

prosperierende Wirtschaft und muss endlich Dienstleister der Bürgerinnen und  13 

Bürger werden, statt deren Geißel. Um dies endlich Wirklichkeit werden zu  14 

lassen, fordern wir: 15 

• eine Neuordnung des IT-Dienstleistungszentrums (ITDZ), 16 

Das ITDZ muss endlich seine Rolle als Innovations- und Digitalisierungsmotor  17 

Berlins wahrnehmen können. Deshalb muss das ITDZ zu einem transparenten  18 

Dienstleister für alle Verwaltungen werden, welcher durch ein nachhaltiges  19 

Finanzierungsmodell schließlich effizient arbeiten kann. 20 

• die Stärkung der Position des Chief Digital Officers (CDO), 21 

Der CDO muss endlich seine Rolle als Lenker der Digitalisierung wahrnehmen  22 

können und nicht mehr auf das Wohlwollen der einzelnen Verwaltungen  23 

angewiesen sein. Hierfür sind stärkere Lenkungs- und Durchgriffsrechte dringend 24 

notwendig. 25 

• die priorisierte Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes Berlin mit  26 

einemverbindlichen Zeitplan, 27 

Nur so kann sichergestellt werden, dass Berlin nicht noch einmal um 28 

Fristverlängerung bitten muss und endlich grundlegende 29 

Verwaltungsdienstleistungen schnellstmöglich zur Verfügung stehen. Hier 30 

müssen alle OZG-Maßnahmen im Vorhinein priorisiert werden. 31 

• die Beschleunigung der konsequenten Einführung der E-Akte, 32 
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Hier muss es das Ziel sein, bis Ende 2023 die E-Akte vollständig in allen 33 

Verwaltungen zu implementieren. Wir fordern den Berliner Senat auf, eine 34 

konsequente Digitalisierung der Bestandsakten zu verfolgen. 35 

• die Einführung einer digitalen Identität nach Vorbild der dänischen "MitID"  36 

(ehemals "NemID"), 37 

Auf Basis der im Registermodernisierungsgesetz als einheitliche 38 

Identifikationsnummer für das „Once Only“-Prinzip festgelegten Steuer-ID soll 39 

eine digitale Bürgeridentität geschaffen werden, mit der sich alle 40 

Verwaltungsdienstleistungen von der Beantragung eines neuen Passes über die 41 

Steuererklärung bis hin zur Scheidung per App oder Online-Plattform (wie 42 

„borger.dk“) erledigen lassen. Für Unternehmen („virk.dk“) und die elektronische 43 

Patientenakte/Gesundheitsdienstleistungen („sundhed.dk“) sollen ähnliche 44 

Plattformen errichtet werden. Zudem soll die Kooperation mit Unternehmen 45 

gesucht werden, sodass diese digitale Identität auch für die sichere 46 

Authentifizierung beim Online-Banking, bei Versicherungen o. Ä. genutzt werden 47 

kann. Über ein elektronisches Postfach (wie „E-Boks“) soll sämtliche 48 

Kommunikation mit Behörden und teilnehmenden Unternehmen ablaufen. 49 

• langfristig alle Verwaltungsdienste ausschließlich digital anzubieten und zu  50 

nutzen, 51 

Der Besuch beim Bürgeramt muss die Ausnahme werden und soll nur noch aus 52 

einem triftigen Grund erfolgen. Für Bürger, die kein Smartphone und keinen 53 

Computer besitzen, sollen in Servicecentern PCs bereitgestellt werden. 54 

Behördenmitarbeiter sollen Menschen mit mangelnden Sprachkenntnissen, 55 

körperlichen Einschränkungen oder Senioren zur Unterstützung bereitstehen. 56 

• eine umfassende Glasfaserversorgung bis in jede Wohneinheit, 57 

Hierfür ist es dringend notwendig, ein Glasfasergrundbuch zu erstellen, um sich 58 

zunächst einen Überblick zu verschaffen, wo bereits Glasfaser liegt und um 59 

anschließend zu evaluieren, wie dieses Netz am effizientesten ausgebaut und 60 

entwickelt werden kann. 61 

• den Aufbau eines öffentlichen Long Range Wide Area Network (LoRaWAN)  62 

sowie 5G, 63 

Diese beiden Netzwerkarten bilden die Grundlage für eine datengetriebene  64 

Stadt. Hier soll das LoRaWAN die Grundlage für Daten von Sensoren sein  65 

sowie ein flächendeckendes 5G-Netz als ein Innovationstreiber für das  66 

autonome Fahren und das Übertragen komplexer Datenmengen dienen. 67 

• den Aufbau eines Open Data Portals, das den Namen verdient. 68 

Das jetzige Open-Data-Portal gleicht eher einem Marketing-Gag. Dieses Portal  69 

muss durch das Bereitstellen maschinell lesbarer Daten von Sensoren der Motor 70 

für neue Geschäftsmodelle und Anwendungen von Berliner Unternehmen  71 

werden. Dies soll endlich die zentrale Schnittstelle von Wirtschaft und Politik  72 

werden. Deswegen muss ein monetär getriebenes Anreizsystem auf den Weg  73 
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gebracht werden, welches öffentliche und private Unternehmen belohnt, wenn  74 

diese ihre Daten freigeben. 75 

Smart Economy 76 

Die private Wirtschaft macht Berlin, Deutschland und die Welt jeden Tag  77 

innovativer und moderner. Durch gezielte Maßnahmen kann die Berliner  78 

Wirtschaft zusätzlich vernetzt und entfesselt werden. Das Land Berlin soll die  79 

Voraussetzungen für mehr Innovation schaffen, ohne in die Wirtschaft  80 

einzugreifen. Daher fordern wir: 81 

• die Priorisierung der digitalisierten Verwaltung für Start-ups, 82 

Es ist unabdingbar, dass die komplette Berliner Verwaltung digitalisiert werden  83 

muss. Doch bis dahin sollten Firmengründungen und Start-ups priorisiert werden. 84 

Eine digitalisierte Verwaltung vereinfacht den Markteintritt für neue Unternehmen  85 

ungemein und verstärkt Berlins Standortattraktivität für Start-ups. Ergänzend  86 

dazu sollte es ein bürokratiefreies erstes Jahr geben. 87 

• eine Strategie für einen Einzelhandel 2.0, 88 

Der Einzelhandel trägt zur Attraktivität Berlins bei und bietet viele Arbeitsplätze. 89 

Sein Bestehen ist aber durch verändertes Kaufverhalten und die zunehmende 90 

Digitalisierung der Wirtschaft gefährdet. Als Reaktion darauf sollte der Leerstand 91 

von Flächen erfasst werden, um sinnvolle Nutzungen zu finden. Besonders im 92 

Abstieg begriffene Einzelhandelsstandorte sollen durch die Ansiedlung von 93 

Kreativen oder neuen Unternehmen profitieren. Eigentümer sollten mit diesen 94 

potenziellen Nach- oder Zwischennutzern verbunden werden. Zugleich sollte 95 

liberalisiert werden, damit Zwischennutzungen nicht als Belastung gesehen 96 

werden. Zusätzlich sollte der Berliner Einzelhandel nicht durch weitere staatliche 97 

Belastungen (Abgaben oder Regulierungen) unter Druck gesetzt werden. 98 

Stattdessen sollten Regulierungen für den Einzelhandel abgebaut werden, damit 99 

er besser mit dem digitalen Handel mithalten kann (z. B. Ladenöffnungszeiten 100 

auf Sonntag ausweiten). 101 

• die Kreislaufwirtschaft nicht zu erzwingen, sondern zu ermöglichen, 102 

Hier kann Berlin durch gute Rahmenbedingungen wie die Schaffung einer 103 

Plattform für Kreislaufwirtschaft eine Vorreiterrolle einnehmen. Berliner 104 

Unternehmen wären dadurch befähigt, einfacher zusammenzuarbeiten. Durch 105 

diese Kooperationen in der Kreislaufwirtschaft werden Rohstoffe effektiver und 106 

kostengünstiger genutzt. 107 

• eine verstärkte und politisch neutrale Innovationsförderung, 108 

Innovative Start-ups und Unternehmen sind die größte Chance für den Berliner  109 

Wirtschaftsstandort. Deshalb ist es an der Zeit, die Innovationsförderung zu  110 

stärken und ihr eine zentrale Rolle im Berliner Haushalt zu geben. Zur  111 

Finanzierung sollten Lottomittel und sich positiv auf die Steuereinnahmen des  112 

Landes Berlin auswirkende Sondereffekte mobilisiert werden. Die  113 



 

Seite  6 
Förderungsentscheidungen sollten nicht politisiert sein. Als Vorbilder sollten  114 

erfolgreiche Risikokapital-Fonds gelten und nicht bereits existierende politische  115 

Kommissionen. Das Land soll Gründungen fördern, aber nicht Anteilseigner von  116 

Unternehmen werden. 117 

• Mitarbeiterbeteiligungen besser ermöglichen und Risikokapital mobilisieren, 118 

Auf nationaler Ebene soll sich Berlin mit einer Bundesratsinitiative dafür  119 

einsetzten, Mitarbeiterbeteiligungen besser zu ermöglichen und die Bereitstellung 120 

von Risikokapital zu verbessern, indem es beispielsweise Rentenfonds  121 

erleichtert wird, in Start-ups zu investieren. 122 

• mehr Workspace für Start-ups schaffen. 123 

Berlin braucht eine Bauoffensive, die Büro- und Wohnnutzung nicht  124 

gegeneinander ausspielt, sondern auf gemischte Stadtteile setzt, die sich an  125 

der Dichte von beliebten Gründerzeitquartieren orientieren können. Ein  126 

ausreichendes Angebot an Büroflächen macht Berlin für Gründer noch attraktiver 127 

und erlaubt es erfolgreichen Unternehmen, in der Stadt zu expandieren. 128 

Smart Environment 129 

Smart Environment heißt für uns, Technologien und Umwelt zusammenzuführen  130 

und klimapolitische Fragen mit modernen Mitteln anzugehen. Dabei soll auf  131 

Basis von Erkenntnissen die Umwelt geschützt und die allgemeine  132 

Lebensqualität erhalten und verbessert werden. Nur durch diese Informationen  133 

können Ressourcen effizient eingesetzt werden. Deshalb fordern wir: 134 

• eine umfassende Umwelt-Sensorik, 135 

Hierdurch soll ein umfassendes Schadstoff- und Wettermonitoring sowie  136 

Verkehrsverhaltensanalysen und Grundwassermonitoring geschaffen werden.  137 

Diese Daten sollen zentral erhoben und anschließend im Open-Data-Portal  138 

unentgeltlich und maschinell lesbar zur Verfügung gestellt werden. Hierdurch soll 139 

die Forschung und Wirtschaft verstärkt und eine datenbasierte Politik ermöglicht  140 

werden. 141 

• die verstärkte Förderung dezentraler Energieerzeugung, 142 

Hierfür müssen weiterhin bürokratischer Hürden für private Haushalte und  143 

Mietvereine abgeschafft werden. Diese zivilgesellschaftlichen Initiativen dürfen  144 

nicht wie ein Energiekonzern behandelt werden, sondern müssen etwa durch  145 

das Wegfallen von Stromsteuern etc. belohnt werden. 146 

• eine Vereinheitlichung der bundesweiten Regelungen für  147 

Genehmigungsverfahren von Solar- und Windkraftanlagen, 148 

Der aktuelle Flickenteppich an Vorschriften behindert die innovationstreibenden  149 

Unternehmen sowie die privaten Haushalte bei ihrem Engagement für ein  150 

klimaneutrales Deutschland. Hier muss der Staat durch digitale und  151 

unbürokratische Verfahren endlich Katalysator des Fortschritts werden. 152 
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• die Bepflanzung der Wände von öffentlichen Gebäuden, 153 

Wir möchten somit die grüne Lunge unserer Stadt vergrößern. Durch die  154 

Bepflanzung von Gebäudewänden und -dächern verbessert sich grundlegend  155 

die Luft- und damit auch die Lebensqualität aller Bürger. Hierbei sind natürlich  156 

Ausnahmeregelungen des Denkmalschutzes zu beachten. 157 

• die Förderung des Aufbaus eines intelligenten Stromnetzes (Smart Grid)  158 

mithilfe von Smart-Metering-Geräten, 159 

Dies ist unerlässlich für die Realisierung dezentraler sowie dekarbonisierter  160 

Energieversorgung, denn durch sie werden Verbraucher, die Energie gewinnen,  161 

emanzipatorisch in die Stromversorgung eingebunden (sogenannte „Prosumer“),  162 

wodurch das Netz zunehmend flexibler und effizienter wird. Darum fordern wir  163 

insbesondere: 164 

• die Schaffung eines gesetzlichen Anspruchs darauf, innerhalb einer  165 

Frist an das Stromnetz angeschlossen zu werden, 166 

• die Grenze zur Freistellung bei der Einkommenssteuer auf 30 kW  167 

anzuheben, 168 

• Energiesystemoptimierung und Datensouveränität in eine Balance zu  169 

bringen, indem europäische und nationale Datenschutzvorschriften  170 

und Regulierungshandeln zur energiewirtschaftlichen  171 

Datenkommunikation harmonisiert werden. Smart Grid und ein  172 

sinnvolles Datenschutzrecht müssen einander nicht widersprechen! 173 

• ein modernes und intelligentes Wassermanagement. 174 

Aufgrund der zunehmenden Trockenheit und des steigenden Wasserbedarfs  175 

muss Berlin schonender mit seinen Wasserressourcen umgehen. Hierfür benötigt 176 

Berlin moderne Rohrsysteme, welche eine nachhaltigere Wasserversorgung bei  177 

gleichbleibender Wasserqualität und -verfügbarkeit versprechen. Zusätzlich  178 

müssen bei einer modernen Stadtplanung adäquate und effiziente Sickerflächen  179 

geschaffen werden, um den Grundwasserspiegel konstant zu halten. Hier kann  180 

durch modernste Filteranlagen auch die Qualität des Grundwassers verbessert  181 

werden. 182 

Smart Mobility 183 

Der Kernpunkt der intelligenten Verkehrsführung ist die Flexibilität, mit der die  184 

Lebensqualität der Berliner erhöht werden soll. Zudem muss angesichts der  185 

Klimafrage die Luftqualität verbessert werden. Gleichzeitig stellt der Lärmpegel  186 

durch Pkw eine große Belastung im Alltag dar. Diese Probleme anzugehen,  187 

zählt zu den Herausforderungen Berlins in den nächsten Jahrzehnten. Schon  188 

durch die große Relevanz des Themas ist eine zügige Herangehensweise  189 

unabdingbar. Hierfür fordern wir: 190 

• den Ausbau eines intelligenten ÖPNV, 191 
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Ein lückenloser ÖPNV, welcher bedarfsorientiert und flexibel organisiert ist, ist  192 

nicht nur effizient, sondern auch attraktiv. Hierzu soll auch in Berlin ein  193 

Pilotprojekt mit On-Demand-Shuttles gestartet werden. 194 

• die Schaffung neuer ÖPNV-Knotenpunkte in Außenbezirken, 195 

Diese sollen gezielt an S-Bahnstationen und Fernverkehrsbahnhöfen errichtet 196 

werden und somit den Pendelverkehr in die Stadt erleichtern. Diese sollen durch 197 

kostenlose Park&Ride und Bike&Ride Parkplätze optimal für alle 198 

Verkehrsteilnehmer zu erreichen sein. Zusätzlich sollen U-Bahnen sowie Busse 199 

angebunden werden. Diese sind barrierefrei und leicht erschließbar zu gestalten. 200 

• den verstärkten Ausbau der U-Bahn, 201 

Der Platz in unserer Stadt ist kostbar. Daher wollen wir möglichst viel des  202 

Schienen- und Fernverkehres unterirdisch durchführen, um den Platz an der  203 

Oberfläche möglichst effektiv nutzbar zu machen. 204 

• den Ausbau eines effizienten Radnetzes, 205 

Hier wollen wir Rad und Auto möglichst effektiv trennen. Dazu sollen vor allem  206 

Nebenstraßen, welche nah an Hauptstraßen verlaufen, exklusiv für Radfahrer  207 

nutzbar gemacht werden. Hierbei muss jedoch die Belieferung von Kleingewerbe 208 

sowie Restaurants sichergestellt werden. Zusätzlich sollen Fahrrad-Highways  209 

etabliert werden. Hierfür eignen sich nicht mehr benutzte Bahnlinien oder Wege  210 

neben bestehenden Linien. 211 

• Open Access für Verkehrsdaten, 212 

Alle Verkehrsdaten der Verkehrslenkung Berlin (VLB) sollen veröffentlicht 213 

werden, sodass jeder einfach darauf zugreifen kann. Dies wäre eine nützliche 214 

Datenquelle, um es Privaten zu ermöglichen, Anwendungen zur 215 

Verkehrslenkung zu entwickeln. So könnten Probleme im Straßenverkehr 216 

vermieden und intelligente Lösungen entwickelt werden. Eine umfassende 217 

Verkehrslenkung steigert nicht nur den Fluss des vorhandenen Verkehrs in einer 218 

wachsenden Stadt, sie ist auch nachhaltiger und umweltschonender als bewusst 219 

in Kauf genommene Staus und improvisierte Umfahrungen der 220 

Verkehrsteilnehmer. Dabei könnten private Dienstleister einen noch größeren 221 

Beitrag leisten. 222 

• umweltsensitives Verkehrsmanagement durch einen dynamischen und  223 

automatisiert gesteuerten Verkehrsfluss, 224 

Statt starrer Tempolimits und Zeitampeln brauchen wir dynamische Anzeigetafeln 225 

und Lichtsignalanlagen, die sich der Verkehrssituation und -menge anpassen. 226 

Eine Verbesserung des Verkehrszustands und Verringerung der Verkehrsstärke 227 

lässt sich durch eine Verflüssigung des Verkehrs u. a. über Änderungen im 228 

Ablauf und neue Koordination des Verkehrs erreichen. Eine Zuflussdosierung bei 229 

zuvor festgelegten Immissionsüberschreitungen über eine neue umweltsensitive 230 

Schaltung der den Hotspots vorgelagerten Lichtsignalanlagen soll die Luft in der 231 

Stadt verbessern. 232 
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• die Untertunnelung von großen öffentlichen Plätzen, 233 

Sofern es umsetzbar ist, sollen bei großen Plätzen die Fahrbahnen unterirdisch  234 

durch Tunnel führen, um ein besseres Ambiente für Fußgänger, Radfahrer und  235 

Anwohner zu schaffen. Um die Lärmbelastung der Bürger zu verringern, soll  236 

das Kopfsteinpflaster endgültig aus der Stadt verbannt werden. 237 

• die Überbauung der A100, 238 

Die A100 ist die Lebensader für Speditionen und gewerblichen Verkehr. Ihre  239 

Überdachung bietet ein großes Flächenpotenzial. Deshalb ist dringend  240 

notwendig, die A100 großflächig für neue Grünanlagen oder für den  241 

Wohnungsbau zu erschließen. Die DEGES hat für den Abschnitt zwischen  242 

Knobelsdorffbrücke und Kaiserdammbrücke bereits eine Machbarkeitsstudie  243 

durchgeführt, die positiv ausfiel und die technische Ausführbarkeit belegte.  244 

Seitdem liegt der Entwurf der Senatsverkehrsverwaltung vor. Solche Projekte gilt 245 

es umzusetzen. 246 

• die verstärkte Testung von autonomem Fahren, 247 

Das autonome Fahren birgt nicht nur enorme Chancen für den motorisierten  248 

Individualverkehr, sondern auch für die Organisation des ÖPNV sowie für Kehr-  249 

und Müllautos. Mit der kürzlich vom Bundesrat verabschiedeten Verordnung zum 250 

autonomen Fahren, die auf bestimmten festgelegten Strecken voll automatisierte 251 

Fahrzeuge des Levels 4 zulässt, hat Deutschland nun eine der fortschrittlichsten  252 

Regulierungen in diesem Bereich weltweit. Berlin sollte diese Chance nutzen  253 

und zum Vorreiter des weiteren Erforschens des autonomen Fahrens werden.  254 

Dafür ist auch ein voll ausgebautes, jederzeit verfügbares 5G-Netz unerlässlich. 255 

• die Digitalisierung der Parkplatzsuche, 256 

Wir wollen eine Verringerung der Parksuchverkehre über eine intelligentere  257 

Abwicklung des ruhenden Verkehrs auch auf kleineren Parkplätzen und an  258 

Straßen in Kombination mit Verkehrslenkungsangeboten und –anzeigen  259 

erreichen. Parkraummanagement soll mittels Informationsbereitstellung zur  260 

Verfügbarkeit freier Parkflächen sowohl online als auch über dynamische  261 

Anzeigen in Echtzeit erfolgen. Eine verbesserte Auffindbarkeit freier Parkplätze  262 

führt zur Reduzierung der Verkehrsleistung und Parksuchverkehre, dadurch wird  263 

ein Beitrag zur Luftreinhaltung und Verringerung von Konflikten bspw. durch  264 

Verminderung des Falschparkens geleistet. 265 

• die Schaffung neuer Parkplätze, 266 

Durch ein voll entwickeltes Rad- und Autoverkehrsnetz ist eine Reduktion von  267 

Parkplätzen auf der Straße unabwendbar. Dies gilt es durch kostenlose und  268 

öffentliche Parkplätze in Parkhäusern oder Tiefgaragen zu kompensieren. 269 

• ein flächendeckendes E-Landenetz, 270 
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Bürgerinnen und Bürgern müssen flächendeckend Ladestationen an Parkplätzen  271 

angeboten werden. Hierfür müssen innovative Lösungen wie das Integrieren von 272 

Ladestationen in Straßenlaternen genutzt werden. 273 

• die Förderung der Ausweitung des Car-/Bikesharings bis an den Stadtrand, 274 

Carsharing schafft nicht nur maximale Flexibilität, sondern schont auch 275 

Ressourcen. Deshalb gilt es dringend ein flächendeckendes 276 

Car-/Bikesharing-Angebot zu etablieren und damit auch den Druck zum Kauf 277 

eines eigenen Autos zu verringern. Dies muss im Austausch mit den privaten 278 

Anbietern geschehen. 279 

• Seamless Mobility weiter voranzutreiben, 280 

o Mit "Jelbi" von der BVG gibt es in Berlin bereits eine sehr gute App  281 

für Seamless Mobility, also die flexible, einfache und  282 

verkehrsanbieterübergreifende Nutzung multimodaler  283 

Mobilitätsangebote sowie deren nahtlose Kombination. Durch eine  284 

Mobilitätskette aus öffentlichen und kommerziellen Anbietern sowie  285 

verschiedenen Mobilitätsformen vom ÖPNV über Carsharing bis hin  286 

zu E-Scootern kann damit in einer App in einem einzigen Vorgang  287 

mit einer Bezahlung eine Reise von Tür zu Tür gebucht werden.  288 

"Jelbi" soll weiter ausgebaut werden, noch mehr Anbieter  289 

einschließen und strukturierte Daten unterschiedlicher Verkehrsträger  290 

in Echtzeit zur Verfügung gestellt bekommen.  291 

o Darüber hinaus fordern wir den VBB, den flächengrößten  292 

Verkehrsverbund Deutschlands und einen der größten  293 

Verkehrsverbünde Europas, dazu auf, sich an der bundesweiten  294 

Plattform "Mobility Inside" zu beteiligen, um Seamless Mobility  295 

bundesländerübergreifend zu ermöglichen. 296 

• den Bau von Rad und E-Rollerständern. 297 

Hierdurch wollen wir das Abstellchaos von Sharing-Geräten an beenden. Eine 298 

Ursache davon sehen wir momentan im Fehlen von Abstellmöglichkeiten. 299 

Begründung: 

Begründung erfolgt mündlich.  
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Antrag S001  

Betr.: Grüne Welle auf die Schnelle! 

Antragsteller: Julis Reinickendorf 

 

Grüne Wellen dürfen keine Sache von Glück sein, sondern sind ein  1 

umweltpolitisches Muss. Daher fordern wir, dass die Verkehrsampeln im Land  2 

Berlin „als Reallabor“ bestmöglich harmonisiert werden. Hierdurch soll einer  3 

Kraftstoffverschwendung durch unnötiges Anfahren und wieder Abbremsen  4 

entgegengewirkt und eine Optimierung für alle Verkehrsteilnehmer erreicht  5 

werden. Dafür geeignete Straßenabschnitte sollen in Modellrechnungen ermittelt  6 

werden, sodass die Umsetzung von grünen Wellen nur dort erfolgt, wo eine  7 

tatsächliche Reduktion von Schadstoffemissionen zu erwarten ist. Eine  8 

empirische Überprüfung der Maßnahmen in Hinblick auf die Luftreinhaltung soll  9 

ebenfalls erfolgen. 10 

Begründung: 

Erfolgt mündlich 
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Antrag S002  

Betr.: Don't be a nutcase - put your nut in a case! – Helmpflicht für 
Fahrradfahrer 

Antragsteller: BV Mitte 

 

Don't be a nutcase - put your nut in a case! –  1 

Helmpflicht für Fahrradfahrer 2 

Das Fahrradfahren wird vor allem in Großstädten wie Berlin immer beliebter.  3 

Körperliche Ertüchtigung an der frischen Luft treffen auf Umweltbewusstsein und 4 

ein unkompliziertes Fortbewegungsmittel. 5 

Jedoch sind sich oft viele Menschen der Gefahr nicht bewusst, der sie sich vor  6 

allem in Großstädten beim Fahrradfahren aussetzen. Im Jahr 2018 gab es in  7 

Berlin 10 Todesfälle bei verunglückten Radfahrern und fast 900 Schwerverletzte.  8 

Die Bedingungen für Radfahrer in Berlin müssen im Einklang mit denen der  9 

Fußgänger und Autofahrer verbessert und Fahrradwege weiter ausgebaut  10 

werden. Wir begrüßen außerdem den verpflichtenden Abbiegeassisstenten für  11 

LKWs, der zwischen den Jahren 2020 und 2022 eingeführt werden soll.  12 

Um die Sicherheit der Radfahrer zu verbessern, möchten wir jedoch nicht nur  13 

bei den Bedingungen ansetzen, sondern auch bei den Radfahrern selbst. Die  14 

meisten tödlichen Unfälle sind tödlich, weil die Radfahrer keinen Fahrradhelm  15 

tragen. Dies ist nicht nur für den Radfahrer fatal, sondern kann auch für den  16 

Autofahrer mit schweren traumatischen Belastungen einhergehen, wenn dieser  17 

einen Fahrradfahrer tötet, der mit Helm vielleicht überlebt hätte. Um  18 

Fahrradfahrer besser zu schützen und sie daran zu erinnern, dass sie  19 

Verantwortung im Straßenverkehr tragen, fordern wir eine Helmpflicht in  20 

Deutschland.  21 

In anderen Ländern wie z.B. Australien gibt es diese seit bereits 30 Jahren.  22 

Dort ist die Zahl der tödlichen Fahrradunfälle um ca. 50 Prozent gesunden, seit  23 

der Einführung der Helmpflicht. Wir hoffen, dass es mit dieser Pflicht für mehr  24 

Menschen selbstverständlich wird beim Fahren einen Helm zu tragen und  25 

fordern, dass bei Nicht-Einhaltung ein Bußgeld in angemessenem Rahmen  26 

verhängt werden soll. Hierfür sollen Bike Sharing Dienste verpflichtet werden auf 27 

die Regelung hinzuweisen. Fahrradfahrer, die gegen die Helmpflicht verstoßen,  28 

tragen im Falle eines Unfalls dann auch ein Mitverschulden an ihren  29 

entsprechend schwereren Kopfverletzungen – das erhebliche Verletzungsrisiko  30 

aus dem Verzicht auf einen Fahrradhelms wird somit nicht mehr auf andere  31 

Unfallbeteiligte abgewälzt. 32 

Auch fordern wir, da viele Fahrradfahrer keinen Autoführerschein haben und  33 

somit nicht mehr mit aktuellen Verkehrsregeln vertraut sein könnten, dass die  34 
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Bezirke regelmäßige kostenlose und freiwillige Verkehrsschulungen für  35 

Fahrradfahrer anbieten, diese kann in Kooperation mit lokalen Fahrradgeschäften 36 

erfolgen. Ergänzend soll ein niedrigschwelliges Online-Angebot zur  37 

Verkehrsauffrischung geschaffen werden. 38 

Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
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Antrag S003  

Betr.: Verkehrs- und Unfallsicherheit endlich ein Update verpassen 

Antragsteller: BV Mitte 

 

Verkehrs- und Unfallsicherheit endlich ein  1 

Update verpassen 2 

Letztes Jahr verzeichnete das Statistische Bundesamt in Deutschland 2,3  3 

Millionen Verkehrsunfälle. Zwar zählen deutsche Straßen im internationalen  4 

Vergleich zu den sichersten der Welt, jedoch können wir mehr tun, um weitere  5 

Leben durch mehr Unfall- und Verkehrssicherheit zu retten.Es steht fest: Wir  6 

brauchen effektivere und innovativere Maßnahmen für wirksame  7 

Verkehrssicherheit. Pauschalisierte Tempolimits auf Autobahnen sind hingegen  8 

keine Lösung. 9 

Verkehrssicherheit muss ganzheitlich gedacht werden und dabei moderne  10 

Fahrzeugausstattung, lebensrettende Unfallhilfe, sichere Verkehrswege für alle  11 

Verkehrsteilnehmenden sowie modernes Recht zum Erhalt einer Fahrerlaubnis  12 

umfassen. 13 

1. Dank Airbags noch Luft zum Atmen haben 14 

Die europäische Union verabschiedet in regelmäßigen Abständen  15 

Maßnahmenpakete, die die Sicherheit im Autoverkehr erhöhen sollen. Bei der  16 

letzten Aktualisierung 2019 wurden beispielsweise Spurhalte-Assistenten,  17 

Rückfahrsensorik sowie Abbiege-Assistenten für LKW und Busse zur  18 

zukünftigen, pflichteten Serienausstattung erklärt. Diese Einführung, die aktuellen 19 

technologischen Fortschritt zum Standard erklärt, begrüßen wir ausdrücklich. 20 

Allerdings gibt es weitere ungenutzt Potenziale, die ausgeschöpft werden  21 

müssen, um Unfallgefahren zu minimieren und insbesondere die schwächsten  22 

Verkehrsteilnehmenden, Kinder und Fußgänger, zu schützen: Airbags können  23 

Leben retten, doch eine Pflicht, Autos damit auszustatten, existiert bislang nicht.  24 

Die protektive Wirkung von Sicherheitsgurten bei Unfällen ist längst unumstritten,  25 

doch nicht alle Autos verfügen über welche.  26 

Die Jungen Liberalen fordern,  27 

… dass alle Neuwagen mit Airbags und Gurtstraffern ausgerüstet sein müssen.  28 

Im Umlauf befindliche Fahrzeuge müssen in einem angemessenen Zeitraum mit  29 

Frontalairbags nachgerüstet werden. Airbags müssen garantiert zuverlässig  30 

auslösen. 31 

… ein Beförderungsverbot von Minderjährigen in Oldtimern ohne  32 

Sicherheitsgurte.… den serienmäßigen Einbau von  33 

Tot-Winkel-Abbiege-Assistenten für alle Neuwagen. 34 
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… verstärkte Forschung zur Verkehrssicherheit insbesondere den Einsatz von  35 

weiblichen und kindlichen Dummys in den verpflichtenden Crashtests. 36 

2. Kenn dein Limit – Reinballern im Straßenverkehr 37 

Immer noch werden (zu) viele Unfälle durch alkoholisiertes Autofahren  38 

verursacht. Unabsichtlich kann der Effekt von Alkoholika auf die eigene  39 

Koordination und Reaktionsfähigkeit schnell unterschätzt werden.  40 

Atemalkoholtests können hierbei eine sichere Orientierung geben und sowohl  41 

die eigene Gesundheit und die anderer präventiv schützen. 42 

Beim Autofahren nach Genussmittelkonsum gibt es rechtliche Unterschiede in  43 

der Behandlung verschiedener Substanzen: Während gemäßigter  44 

Alkoholkonsum toleriert wird, droht Konsumenten von anderen Rauschmitteln,  45 

wie Cannabis, auch bei Nichtvorhandensein einer Rauschwirkung schnell ein  46 

Fahrzeugscheinentzug. Das schließt nicht nur unbegründet die harmlosen  47 

Gelegenheitskiffer vom Autoverkehr aus, sondern auch Personen, die  48 

THC-haltige Medizin einnehmen müssen. 49 

Wir fordern, 50 

… dass jeder Person mit Bestehen des Führerscheins ein Atemalkoholtestgerät  51 

gegeben wird. Zusätzlich sollen Kampagnen geben, bei denen Alkoholtestgeräte 52 

beworben und niedrigschwellig angeboten werden. Dieser soll regelmäßig bei  53 

Fahrüberprüfung ausgegeben werden. 54 

… Engagement auf europäischer Ebene, die Reglungen zu Genussmitteln im  55 

Straßenverkehr zu vereinheitlichen. 56 

… bei Verstößen gegen Alkohollimits am Steuer neben Therapieangeboten zum  57 

Sucht-/Genussmittelkonsum auch höhere Bußgelder und Fahrverbote zu  58 

verhängen. 59 

… Grenzwerte für alle Rauschmittel zu definieren, unter denen rauschfreies  60 

Autofahren sicher erlaubt ist. 61 

3. Holzt den Schilderwald ab 62 

Im deutschen Straßenverkehr sorgen über 20 Millionen Verkehrsschilder und 3,5  63 

Millionen Wegweiser in über 680 Varianten für Verwirrung und  64 

Unübersichtlichkeit insbesondere in der Innenstadt. Während man bei der  65 

Parkplatzsuche rätselt, ob das Parkverbot auch zwischen 9:45 und 10:30  66 

dienstags an Feiertagen für Anlieger gilt, übersieht man Fußgänger oder  67 

Radfahrende. Unübersichtlichkeit verwirrt, lenkt ab und kann zu gefährlichen  68 

Situationen führen. 69 

Es ist an der Zeit,  70 

… den Schilderwald zu fällen: Verkehrsschilder sollen regelmäßig auf ihre  71 

absolute Notwendigkeit überprüft und abgebaut werden. Hierfür sind Regelungen 72 

zu fördern, die ohne oder mit sehr wenig Schildern auskommen  73 
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(Rechts-vor-Links, Kreisverkehr statt Ampeln, farbliche Kennzeichnungen der  74 

Straße zum Parken etc.). 75 

… Shared-Space-Konzepte zu Gunsten einer Reduktion von Verkehrsschildern  76 

zu erproben. 77 

…Ortseingänge auf der Fahrbahn zu kennzeichnen. 78 

… dass besonders dichte Bäume und hohe Hecken am Fahrbahnrand  79 

regelmäßig gestutzt werden, um bessere Sichtverhältnisse zu schaffen. Bei  80 

Landstraßen sollen mehr passive Schutzeinrichtungen vor Baumkollisionen  81 

schützen. 82 

…vor schlecht-einsehbaren Einmündungen insbesondere in Wohnsiedlungen  83 

vermehrt Spiegel einzusetzen, die einen Einblick in Seitenstraßen und  84 

Ausfahrten ermöglichen.  85 

4. Dem Glück im Unglück nachhelfen  86 

Im Falle des Falles zählen für das Überleben die ersten Sekunden und Minuten  87 

der „goldenen Stunde“. Effektive erste Hilfe durch Laien verbessert das Outcome 88 

von Verunfallten signifikant und sollte daher maximal gefördert werden. 89 

Die Jungen Liberalen fordern,  90 

… ein flächendeckendes, möglichst kostenfreies, regelmäßiges  91 

Erste-Hilfe-Angebot zu fördern, bei dem insbesondere die kardiopulmonale  92 

Reanimation durch Laien geschult wird.… verpflichtende Erste-Hilfe-Kurse für  93 

alle mit Fahrerlaubnis alle 10 Jahre. 94 

… den sofortigen, ausnahmslosen Ausbau des Telefon- und Internetempfangs  95 

entlang aller Straßen, der allen raschen Hilferuf ermöglicht. 96 

… Mehrsprachigkeit in allen EU-Amtssprachen der zentralen Notrufnummer 112. 97 

… das Notrufsäulennetz zu modernisieren. Die Stationen sollen mit WLAN und  98 

GSM-Verstärkern ausgestattet werden und bei ihrem Einsatz standortbasierte  99 

Daten an Schnittstellen der Routenplanung von großen IT-Diensten übermitteln,  100 

um umgebende Verkehrsteilnehmer vor einem Unfall zu warnen.  101 

5. Schutz für schwächere Verkehrsteilnehmende 102 

Unfälle in Innenstädten entstehen auch häufig dadurch, dass Fußgänger auf der 103 

Straße sind, obwohl sie es nicht sollten. Einen Vorwurf kann man ihnen dabei  104 

selten machen: Das Warten auf eine grüne Ampelphase zieht sich oft quälend  105 

in die Länge. Auch Kinder und Blinde sind beispielsweise Autos besonders stark 106 

unterlegen, weshalb besonderer Schutz geboten ist. 107 

Daher fordern wir, 108 

… eine Countdown-Anzeige für Fußgänger nach nordamerikanischem Vorbild.  109 

Dadurch steigt die Motivation, bei einer Rotphase auf „grünes Licht“ zu warten. 110 
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… besser beleuchtete Zebrastreifen durch hellere Lampen oder innovative  111 

Leuchtstreifen im Boden.… die Förderung von verkehrsberuhigten Bereichen und 112 

insbesondere Spielplätzen, damit Kinder nicht in Straßennähe spielen. 113 

… flächendeckende Leitsysteme für Personen mit Sehschwäche. Alle neuen  114 

Ampeln sind mit akustischen Signalanlagen auszustatten und bestehende  115 

Anlagen zeitnah nachzurüsten. 116 

6. Führerschein für alle, die Autofahren können 117 

Es sollten alle Autofahren dürfen, die es auch können. Dabei spielt das Alter  118 

nur eine untergeordnete Rolle. Während sich in der Bedienung eines Autos nur  119 

wenig ändert, werden die Verkehrsregeln regelmäßig revidiert und angepasst:  120 

Es werden neue Schilder eingeführt, das Punktesystem in Flensburg verändert  121 

oder Vorfahrtsregeln geändert.  122 

Daher muss,  123 

… um den Führerschein zu verlängern, Theroriekenntnissen der Verkehrsregeln  124 

durch Fahrerlaubnisbesitzende alle 10 Jahre niedrigschwellig nachgewiesen  125 

werden. Insbesondere sollen videogestützt Fahrmanöver und  126 

Verkehrsregeländerungen abgefragt werden. 127 

… ein Sehtest alle 10 Jahre verpflichtend sein. Ab 70 Jahren muss eine  128 

Prüfung von Seh- und Reaktionsvermögen alle 5 Jahre erfolgen. 129 

Mobilität ist Freiheit. Wir möchten das Recht zur Erteilung von Fahrerlaubnissen  130 

ändern, um frühzeitig jungen Menschen mehr Unabhängigkeit zu geben.  131 

Den Führerschein zu erhalten, soll mit 16 Jahren möglich sein, sofern die dafür  132 

erforderlichen Prüfungen bestanden wurden. Davor sind bis zu 2 Jahren  133 

begleitetes Jahren möglich. 134 

Alle erfahrenen Autofahrer sollen Fahranfängern das Autofahren im Stil des  135 

begleiteten Fahrens beibringen dürfen. Für die Sonderfahrten sind Fahrschulen  136 

zu besuchen. 137 

Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
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Antrag S004  

Betr.: Keine Freiheit mit Abhängigkeit: Strategische 
Unabhängigkeit Deutschlands und der EU von autoritären 
Drittstaaten 

Antragsteller: BV Mitte 

 

Keine Freiheit mit Abhängigkeit: Strategische  1 

Unabhängigkeit Deutschlands und der EU von  2 

autoritären Drittstaaten 3 

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat die Grundsätze deutscher  4 

Politik zutiefst erschüttert. Das “Wandel durch Handel”-Mantra, das auf  5 

wirtschaftliche Beziehungen mit Autokratien wie Russland und China als  6 

außenpolitische Strategie setzt, führte zu einer Abhängigkeit von diesen  7 

Staaten, die Deutschlands Handlungsspielraum massiv eingeschränkt hat: 8 

Beispielsweise erschwert unsere Abhängigkeit von russischen Energieträgern ein 9 

dringliches Energieembargo, das zum Finanzierungsstop des  10 

völkerrechtswidrigen Kriegs in der Ukraine unabdingbar ist. 11 

Lieferengpässe bereits während der Corona-Pandemie demaskierten der  12 

Gesellschaft unsere schwache Krisenresilienz und die Abhängigkeit von  13 

systemrelevanten Importen aus Drittstaaten. 14 

Und aus Furcht einem Absatzmarktverlust treten wir China zu zögerlich  15 

entgegen und bleiben untätig, souveräne Staaten wie Taiwan effektiv zu  16 

unterstützen.  17 

Frieden durch eine internationale Allianz von Demokratien sichern 18 

Um die Sicherheit der freiheitlichen und demokratischen Ordnung weltweit zu  19 

gewährleisten, fordern die JuLis Berlin-Mitte eine grundlegende Neuausrichtung  20 

deutscher und europäischer Außen-, Sicherheits- und Wirtschaftspolitik. 21 

Der Leitfaden dieser Neuausrichtung muss hierbei das Erreichen von  22 

strategischer Unabhängigkeit sein, um uns gemeinsam mit unseren Verbündeten 23 

Herausforderungen der Zeitenwende zu stellen. Grundvoraussetzung dafür ist  24 

eine sektorenübergreifende Zusammenarbeit in der EU. Wir streben außerdem  25 

ein internationales Bündnis aller Demokratien an, das den weltweiten Frieden  26 

sichern und ein Gegengewicht zu autokratisch-regierten und unfreien Staaten  27 

bilden soll. 28 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit mit Bündnisstaaten vertiefen  29 

Um wirtschaftspolitische Unabhängigkeit zu gewährleisten, setzen wir auf  30 

verstärkte Handelsbeziehungen zu Bündnispartnern und einer durch  31 
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wirtschaftliche Anreize motivierte Rückverlagerung von Lieferketten nach  32 

Deutschland und in die europäische Union.  33 

Deshalb fordern die JuLis Berlin:  34 

– die Innovation in Europa durch Entbürokratisierung, gezielte Investitionen und  35 

automatisierte Prozesse zu fördern, um den Standort Europa für Global Player,  36 

wie beispielsweise Tesla, attraktiver zu machen. 37 

– den Ausbau von Handelsbeziehungen mit liberalen Demokratien, zum Beispiel  38 

durch die Wiederaufnahme der TTIP-Verhandlungen. 39 

– den Einbezug von geostrategischen Kriterien in die europäische Handelspolitik. 40 

– europäische Wirtschaftsintegration durch Eigeneinnahmen für die EU  41 

voranzutreiben. 42 

– europäische Investitionen in Schlüsseltechnologien, wie Halbleiter und Intels  43 

Giga-Computerchipfabrik in Sachsen-Anhalt– eine Harmonisierung des  44 

europäischen Kapitalmarkts, um die Finanzierung von Start-ups zu  45 

gewährleisten. 46 

Unabhängigkeit in der Energiepolitik darf nicht auf der Strecke bleiben 47 

Besonders problematisch für Deutschland und die EU ist ihre Abhängigkeit von  48 

Energieimporten. Während die Handelsbeziehungen zu Russland aufgrund des  49 

russischen Angriffskriegs abgebaut werden, stellt sich die Frage nach  50 

alternativen Handelspartnern und Substituten für fossile Energieträger. 51 

Die Energiewende ist dabei nicht nur der Weg in eine klimaneutrale Zukunft,  52 

sondern der Schlüssel für ein Ende der Abhängigkeit von fossilen  53 

Energieträgern autoritärer Staaten. Für eine schnellere Energiewende müssen  54 

die Subventionen fossiler Energien vermindert und mehr Anreize für Innovation  55 

im Bereich der erneuerbaren Energien geschaffen werden. Für eine schnelle  56 

energiepolitische Freiheit fordern die JuLis Berlin: 57 

– eine schnellere Energiewende– einen EU-Koordinierungsmechanismus für den 58 

Einkauf von fossilen Ressourcen wie zum Beispiel: Öl-/ Gasreserven 59 

– die Einführung von Standby-Atomkraftwerken, die in Krisensituationen in kurzer 60 

Zeit große Energiemengen bereitstellen können. 61 

– eine Belegungspflicht mit Solarpanels für geeignete Neubauten 62 

Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik sichert europäische  63 

Freiheit 64 

Neben wirtschaftlicher Zusammenarbeit trägt die gemeinsame Sicherheits- und  65 

Verteidigungspolitik bedeutend zur internationalen Stabilität und  66 

Friedenssicherung bei. Wir setzen auf die verstärkte militärische  67 

Zusammenarbeit (PESCO), mit dem Ziel, mittel-/langfristig eine europäische  68 

Armee aufzubauen. Wir fordern: 69 
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– den Aufbau von gemeinsamen Bataillone, die im Ernstfall zur Verteidigung  70 

eingesetzt werden können.– mehr Interoperabilität durch gemeinsame Übungen. 71 

– eine europäische Grundausbildung, um die Bildung einer europäischen Armee 72 

zu fördern. 73 

– die Förderung von Forschung und Entwicklung von Rüstung in Form von  74 

europäischen Projekten wie FCAS oder dem Eurofighter sowie mehr  75 

Rüstungsbeschaffung auf EU-Ebene. 76 

– den Aufbau einer EU-weiten Raketenabwehr. 77 

– den Ausbau nationaler Nachrichtendienste sowie die Schaffung eines  78 

europäischen Nachrichtendienstes unter Kontrolle der EU 79 

– den Ausbau der European Cyber Defence und effektiveren Kampf gegen  80 

Desinformationskampagnen 81 

– den Aufbau eines militärisch und zivilen EU-Satellitennetzwerkes in  82 

Zusammenarbeit mit der Privatwirtschaft, das auch in Krisenzeiten  83 

Kommunikation und Information sicherstellt. 84 

Zur Finanzierung unserer Verteidigungsfähigkeit sind Verteidigungsausgaben i.  85 

H. v. 2% des BIP unabhängig des Sondervermögens und eine Reform des  86 

nationalen Beschaffungswesens Voraussetzung. 87 

Krisensicherer Gesundheitsschutz 88 

Trotz Lieferengpässen von bspw. PSA zu Beginn der Corona-Pandemie, und  89 

zunehmenden globalen Gesundheitsrisiken, wie bedrohlichen  90 

Antibiotikaresistenzen, wird der Großteil von Medizinprodukten im Ausland  91 

hergestellt. Wir fordern von Drittländern unabhängigen Gesundheitsschutz für  92 

alle EU-Bürger:innen. Für uns steht fest:  93 

– um Lieferengpässe zu verhindern, braucht es europäische Abnahmegarantien  94 

für Medikamente. 95 

– Fertigungsprozesse von Medizinprodukten müssen entbürokratisiert werden. 96 

– die Erstattungsgrundsätze der GKV müssen eine heimische Produktion stärker 97 

berücksichtigen. 98 

– die EU soll weltweit führender Pharmastandort werden, bei dem direkte,  99 

finanzielle Förderungen Produktion und Forschung unterstützen. 100 

– um Medikamenten- und PSA-Knappheit vorzubeugen, muss eine  101 

Medikamenten- und PSA-Reserve geschaffen werden. 102 

– wir brauchen EU-weite Grundnahrungsmittelreserven, die zu Krisenzeiten die  103 

Ernährung der Bevölkerung sicherstellen. 104 

Begründung: 
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Erfolgt mündlich. 
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Antrag S005  

Betr.: Mein Körper, meine Entscheidung - für echte 
Selbstbestimmung in der Schwangerschaft! 

Antragsteller: LFA Selbstbestimmung und moderne Gesellschaft, Alena 
Jakobs (BV SZ), Dominik Schultze-Wolters (BV Mitte), Fiona 
Baumgart (BV CWS) 

 

Mein Körper, meine Entscheidung - für echte  1 

Selbstbestimmung in der Schwangerschaft! 2 

In Deutschland werden jährlich rund 100.000 Schwangerschaften auf Wunsch  3 

der Mutter hin vorzeitig beendet. In Ländern mit liberaleren Abtreibungsgesetzen, 4 

wie die Niederlande oder Kanada, erfolgen vorzeige Schwangerschaftsenden  5 

seltener und zu früheren Zeitpunkten. In Deutschland werden Abtreibungen  6 

hingegen kontrovers diskutiert und sind weitgehend verboten, denn ein  7 

Schwangerschaftsabbruch ist mit wenigen Ausnahmen nach § 218 StGB  8 

rechtswidrig. 9 

Für uns steht fest: In einer gleichgestellten und selbstbestimmten Gesellschaft,  10 

sind die Hintergründe für einen Schwangerschaftsabbruch irrelevant. Alleinig die  11 

Entscheidung der Schwangeren ist hierbei bedeutsam.Manche Schwangere, die sich in 12 

einem Schwangerschaftskonflikt befinden,  13 

werden durch diese Teil-Kriminalisierung und staatlichen Regelungen, wie ein  14 

"Werbeverbot", das den Zugang zu Informationen erschwert, unter großen Druck 15 

gesetzt. Dazu kommt, dass immer weniger Ärztinnen und Ärzte Abbrüche  16 

durchführen und soziale Benachteiligung durch die hohen, selbstzutragenden  17 

Kosten entsteht. 18 

Dass sich die Regierungskoalition für eine Streichung des §219a StGB einsetzt,  19 

unterstützen wir ausdrücklich. Jedoch werden Schwangere in Bezug auf das  20 

selbstbestimmte, vorzeitige Schwangerschaftsende immer noch weitgehend  21 

eingeschränkt, weshalb hier eine dringende Liberalisierung in Deutschland längst 22 

überfällig ist. 23 

Die Jungen Liberalen Berlin fordern deshalb, 24 

Alternative 1 (niederländisches Vorbild)...dass der selbstbestimmte 25 

Schwangerschaftsabbruch in Deutschland bis zur  26 

22. Woche nach niederländischem Vorbild legalisiert wird. Die Schwangere  27 

allein, entscheidet über ein vorzeitiges Schwangerschaftsende. Ihre  28 

Beweggründe spielen für den Abbruch keine Rolle. 29 

Alternative 2 (kanadisches Vorbild)...dass der selbstbestimmte 30 

Schwangerschaftsabbruch in Deutschland nach  31 

kanadischem Vorbild in jeder Schwangerschaftswoche legalisiert wird. Die  32 
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Schwangere allein, entscheidet über ein vorzeitiges Schwangerschaftsende. Ihre  33 

Beweggründe spielen für den Abbruch keine Rolle. 34 

...Rechtssicherheit für Ärztinnen und Ärzte, sodass sie keiner strafrechtlichen 35 

Verfolgung sowie behördlicher Gängelung ausgesetzt sind, wenn sie im  36 

Interesse der Schwangeren handeln. Dies schließt ausdrücklich die psychische  37 

und seelische Gesundheit und Lebenslage der Schwangeren mit ein....die verpflichtende 38 

Schwangerschaftskonfliktberatung in ihrer aktuellen  39 

Form abzuschaffen. Schwangere sollen objektiv über Alternativen zu einem  40 

Schwangerschaftsende informiert und zu ihrem Wohl unterstützt werden. Eine  41 

flächendeckende, niederschwellige, kostenfreie seelsorgerische Begleitung der  42 

Eltern im Schwangerschaftskonflikt sowie nach dem Abbruch soll gefördert  43 

werden. Diese Unterstützung soll öffentlichkeitswirksam beworben werden. 44 

...dass Kosten für das vorzeitige, selbstbestimmte Ende einer Schwangerschaft  45 

von den Krankenkassen getragen werden müssen. 46 

...für Ratsuchende die Führung von zentralen Registern, in denen  47 

Einrichtungen, die Schwangerschaftsabbrüche durchführen, zugänglich gemacht  48 

werden. 49 

...die Schaffung eines rechtsicheren, medizinisch-fachärztlichen Lehr- und  50 

Weiterbildungsangebotes mit Abbau von bürokratischen Hürden. 51 

...Aufklärung in Bezug auf Schwangerschaftsabbrüche. Bereits im  52 

Sexualkundeunterricht sollen Möglichkeiten und Hilfsangebote zum vorzeitigen,  53 

selbstbestimmten Ende einer Schwangerschaft gelehrt werden. 54 

Begründung: 

Erfolgt mündlich.  
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Antrag S006  

Betr.: Tatsächliche Sicherheit, anstatt „im Rechtssinne“ 

Antragsteller: LFA Inneres und Bürgerrechte 

 

Tatsächliche Sicherheit, anstatt „im  1 

Rechtssinne“ 2 

Der Bundesgerichtshof entschied 2021, dass das besondere elektronische  3 

Anwaltspostfach „sicher im Rechtssinne“ sei, da vom Gesetz keine konkrete  4 

Verschlüsselungstechnik vorgegeben wird. Dabei wird das elektronische  5 

Anwaltspostfach momentan nicht Ende-zu-Ende verschlüsselt und widerspricht  6 

damit dem zeitgemäß technischen Sicherheitsstandard. 7 

Angesichts der Sensibilität von anwaltlichen Daten, deren Mandanten auf ihre  8 

Verschwiegenheit vertrauen dürfen, kann dies nicht hingenommen werden. Wir  9 

fordern daher Bundesrechtsanwaltskammer dazu auf, die  10 

Ende-zu-Ende-Verschlüsselung sofort auszuführen. Darüber hinaus fordern wir  11 

die konkrete gesetzliche Festschreibung von modernen Sicherheitsstandards wie 12 

die „Ende-zu-Ende-Verschlüsselung“, sodass veraltete technische  13 

Sicherheitsmaßnahmen nicht mehr von Gerichten als „sicher im Rechtssinne“  14 

bewertet werden können. 15 

Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
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Antrag S007  

Betr.: Schenkt Euch die Mehrwertsteuer! 

Antragsteller: BV TS 

 

Schenkt Euch die Mehrwertsteuer! 1 

Die Corona Krise ist der größte Einschnitt in unseren Alltag seit vielen  2 

Jahrzehnten. Neben den Einschränkungen, die von allen getragen wurden,  3 

mussten viele Unternehmerinnen und Unternehmer ihre Geschäfte schließen und 4 

konnten somit ihren Beruf nicht ausüben. Neben den offensichtlichen Problemen  5 

bedeutet dies auch, dass gerade saisonale Güter wie Wintermode oder  6 

Weihnachtsdekoration nicht verkauft werden konnten, vielfach aber auch in  7 

Zukunft nicht mehr verkauft werden können. 8 

Wenn Unternehmerinnen und Unternehmer aus dieser Situation heraus  9 

wenigstens noch eine positive Wirkung erzielen und ihre unverkäuflichen Güter  10 

spenden wollen, ist dies lobenswert. Umso problematischer ist es dann jedoch,  11 

dass es aufgrund der anfallenden Mehrwertsteuer meist preiswerter ist, die  12 

Güter zu entsorgen als sie zu spenden. Neuwertige Winterkleidung musste  13 

somit beispielsweise entsorgt werden, während Menschen in der gleichen Stadt  14 

froren. 15 

Vor vergleichbaren Problemen stehen Betriebe im Gastgewerbe oder  16 

Supermärkte, für die die Entsorgung verderblicher Lebensmittel in der Regel  17 

günstiger ist als die Spende – ein Problem, dass grundsätzlich besteht, aber  18 

durch die Coronakrise besonders im Hotel- und Gastgewerbe noch einmal  19 

verschärft wurde.  20 

Wir Junge Liberale fordern daher, die unentgeltliche Abgabe von Sachgütern  21 

und Lebensmitteln an gemeinnützige Organisationen von der Mehrwertsteuer zu  22 

befreien. 23 

Begründung: 

Erfolgt mündlich.  
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Antrag S008  

Betr.: Mehr repräsentative Demokratie wagen 

Antragsteller: BV TS 

 

In den vergangenen Jahren ist in der öffentlichen Debatte die Skepsis an  1 

parlamentarischen und repräsentativen Prozessen bis hin zur Ablehnung  2 

gewachsen. Der Ruf nach direkter Demokratie und anderen Formen  3 

unmittelbarer Bürgerbeteiligung ist lauter geworden.  4 

Für uns Junge Liberale aber bleiben die zentralen Orte der Diskussion und  5 

Entscheidung die Parlamente. Diese sehen wir auch als die entscheidenen  6 

Adressaten und Auftraggeber für mehr Bürgerbeteiligung. Etwa durch die  7 

Möglichkeit der Bürgerberatung durch Hausparlamente, die Erweiterung des  8 

Petitionsrechts um das „Bürgerplenarverfahren“ oder durch per Zufallsauswahl  9 

besetzte Bürgerräte. Stets muss dabei unmissverständlich klargestellt sein, dass  10 

nur das Parlament legitimierte Entscheidungen trifft. Der Beratungsauftrag muss  11 

klar eingegrenzt und die Erwartungen klar definiert sein. 12 

Als Junge Liberale bekennen wir uns konsequent zur repräsentativen  13 

Demokratie und sehen in parlamentarischen Prozessen den besten  14 

Entscheidungsweg, der gesellschaftlichen Ausgleich schafft, Minderheiten  15 

berücksichtigt und einer pluralistischen Gesellschaft Rechnung trägt. Plebiszitäre  16 

Elemente, bei denen ohne die legislativen Prozesse des Parlaments über  17 

Gesetze und Einzelfragen entschieden wird, sehen wir kritisch und lehnen daher 18 

Volksentscheide auf Bundes- und Landesebene ab. Ebenso stellen wir uns  19 

gegen Forderungen, Bundeskanzler oder Bundespräsidenten direkt zu wählen.  20 

Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
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Antrag S009  

Betr.: Religion macht Schule? 

Antragsteller: BV TS 

 

Religion macht Schule? 1 

Wir Junge Liberale treten ein für einen säkularen Staat, dessen Institutionen  2 

sich weltanschaulicher Neutralität verpflichtet sehen und der gerade durch seine 3 

Zurückhaltung in religiösen Fragen den Bürgern Raum zur religiösen und  4 

weltanschaulichen Entfaltung sichert.  5 

Gerade für den Bereich staatlicher Bildungseinrichtungen ergibt sich daraus ein  6 

Spannungsfeld, inwiefern Religion und Weltanschauung in den Schulalltag  7 

eingebettet werden sollen und insbesondere, ob sie durch staatliche  8 

Lehrangebote ergänzt und begleitet werden.  9 

Alternative 1 (Berliner Modell): 10 

Wir Junge Liberale setzen uns dafür ein, dass in allen Bundesländern das Fach  11 

Ethik als ordentliches Pflichtfach in Schulen angeboten wird, während der  12 

Religions- und Weltanschauungsunterricht verschiedener Konfessionen in den  13 

Schulen zusätzlich freiwillig von den Schülern besucht werden kann. Die Lehrer  14 

des Religions- und Weltanschauungsunterricht sollten von staatlicher Seite  15 

beaufsichtigt und bezahlt werden. 16 

Alternative 2 (Französisches Modell):  17 

Wir Junge Liberale setzen uns dafür ein, dass in allen Bundesländern das Fach  18 

Ethik als ordentliches Pflichtfach in Schulen angeboten wird. Darüber hinaus  19 

sollte es in Schulen nach französischem Vorbild überhaupt keinen Religions- und 20 

Weltanschauungsunterricht unterschiedlicher Konfessionen geben.  21 

Grundkenntnisse über die Weltreligionen sollten von einer  22 

nichtkonfessionsgebundenen Lehrkraft im Fach Ethik vermittelt werden. 23 

Alternative 3 (Süddeutsches Modell): 24 

Wir Junge Liberale setzen uns dafür ein, dass in allen Bundesländern die  25 

Schüler entweder das Fach Ethik oder einen Religions- und  26 

Weltanschauungsunterricht als Pflichtfach besuchen, um sicherzustellen, dass  27 

religiöse Bildung und Wertevermittlung nicht allein dem privaten Bereich und  28 

damit unter Umständen Organisationen und Verbänden überlassen wird, deren  29 

Zielsetzungen einer weltanschaulich neutralen Gesellschaft zuwiderlaufen. Die  30 

Lehrer des Religions- und Weltanschauungsunterricht sollten von staatlicher  31 

Seite beaufsichtigt und bezahlt werden. 32 

Begründung: 
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Erfolgt mündlich. 
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Antrag S010  

Betr.: Schulwirtschaft mal anders 

Antragsteller: Astore Mocci, Leon Kryska, Phillip Teschke, Elena Aru, Nora 
Zapf, Gary Lazovskis, Joel Jaffe, Jonas von Bronewski, 
Alexandros Engkelidis, Justus Frege, Julian Lorenz, Tim 
Hecker, Anton Kompe, Natalia Felberg, Arthur Rubinstein 

 

Schulwirtschaft mal anders 1 

Die Jungen Liberalen Berlin mögen das Einführen des Schulfaches Wirtschaft an 2 

staatlichen Berliner Schulen beschließen. 3 

Die Liberalen Schüler stehen für eine liberale, zukunftsorientierte und  4 

schülerbezogene Schulpolitik ein. Den schulpolitischen Forderungen und  5 

Ansichten liegt unsere Perspektive als liberal eingestellte Schüler zu Grunde. Es  6 

ist unser Ziel liberalen Schülern eine stärkere Stimme in der Berliner Politik - vor 7 

allem bei den Jungen Liberalen- zu geben, um auch schülernäheren Themen  8 

innerhalb der JuLis eine stärkere Stimme zu geben. 9 

Wir liberale Schüler setzen uns für ein liberales Schulwesen ein, welches es  10 

jedem einzelnen ermöglicht seine Persönlichkeit frei zu entfalten. Wir wollen ein 11 

Schulwesen, welches jeden Schüler und jede Schülerin so gut wie möglich auf  12 

das Erwachsenenleben vorbereitet. Dazu gehört es auch die Relevanz von  13 

einzelnen Fächern zu überdenken und über die Einführung neuer Fächer zu  14 

reden. Denn obwohl das Hauptziel der Schule, die Vermittlung von  15 

Allgemeinwissen, gleich geblieben ist, sind die Anforderungen unserer Zeit  16 

anders als noch vor 30 Jahren. Deshalb fordern wir die Einführung von  17 

Wirtschaft als Pflichtfach ab der 9 Klasse für alle Schüler und Schülerinnen.  18 

Der Wirtschaftsunterricht soll dazu beitragen, dass ungeachtet des Elternhauses  19 

jeder über die Grundlagen unseres Wirtschaftssystems Bescheid weiß und nach  20 

dem Schulabschluss sicher ins wirtschaftliche Leben eintreten kann. Gleichzeitig  21 

sehen wir den Wirtschaftsunterricht als Chance an die Chancengleichheit zu  22 

erhöhen und die generationsübergreifende Armut in Berlin zu reduzieren.  23 

Bestandteile des Wirtschaftsunterricht  24 

Wirtschaftsunterricht 25 

Wir fordern die Einführung von Wirtschaft als Nebenfach mit 2-3  26 

Wochenstunden ab der neunten Klasse, mit der Möglichkeit das Fach Wirtschaft 27 

als Leistungskurs oder Prüfungsfach zu wählen. So fordern wir vom  28 

Wirtschaftsunterricht die Vermittlung der Grundlagen unseres Wirtschaftssystems 29 

von Mietverträgen und Steuererklärungen bis zur Unternehmensgründung und  30 

die Aufklärung über den Abschluss von Verträgen bis zu den Risiken von  31 

Konsumkrediten. 32 
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Unternehmensgründung 33 

Gleichzeitig soll der Wirtschaftsunterricht Schülern die Möglichkeit geben, im  34 

Rahmen des Unterrichts erste Schülerfirmen zu gründen. Dadurch sollen Schüler 35 

mit den Einzelheiten der Unternehmensgründung, wie z.B. der Erstellung eines  36 

Unternehmenskonzept und eines Produktkonzept, in Berührung kommen, sowie  37 

anhand ihres eigenen Unternehmens Erfahrungen mit Konzepten wie Brutto- und 38 

Nettoumsatz und Budgetplanung sammeln.  39 

Wirtschaft auf Lehramt 40 

Um die Einführung des Wirtschaftsunterrichts zu ermöglichen, fordern wir die  41 

Einführung des Faches Wirtschaft auf Lehramt an Hochschulen und  42 

Universitäten.  43 

Berufsbildung 44 

Wir fordern, dass der Wirtschaftsunterricht Schüler über die verschiedenen  45 

Beschäftigungsverhältnisse informiert. Dies soll dazu beitragen, dass bereits im  46 

Schüleralter Jugendliche über die vielfältigen Möglichkeiten der sozialen  47 

Marktwirtschaft aufgeklärt werden. Schließlich zeichnet sich unser  48 

Wirtschaftssystem durch seine Vielzahl an Möglichkeiten zu arbeiten und sich  49 

fortzubilden aus. So sind wir davon überzeugt, dass das Wissen über die  50 

eigenen Möglichkeiten jedem die freie Entfaltung der Persönlichkeit und das  51 

Erreichen der finanziellen Freiheit erleichtern würde.  52 

Begründung: 

Begründung erfolgt mündlich.  
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Antrag S011  

Betr.: Zeitlose Bildung - Ohne zu lernen wie Opa 

Antragsteller: Astore Mocci, Leon Kryska, Phillip Teschke, Elena Aru, Nora 
Zapf, Gary Lazovskis, Joel Jaffe, Jonas von Bronewski, 
Alexandros Engkelidis, Justus Frege, Julian Lorenz, Tim 
Hecker, Anton Kompe, Natalia Felberg, Arthur Rubinstein 

 

Zeitlose Bildung - Ohne zu lernen wie Opa 1 

Die Jungen Liberalen Berlin mögen die flächendeckende Digitalisierung an  2 

staatlichen Berliner Schulen beschließen.Die Liberalen Schüler stehen für eine liberale, 3 

zukunftsorientierte und  4 

schülerbezogene Schulpolitik. Den schulpolitischen Forderungen und Ansichten  5 

liegt unsere Perspektive als liberal eingestellte Schüler zu Grunde. Es ist unser  6 

Ziel liberalen Schülern eine stärkere Stimme in der Berliner Politik - vor allem  7 

den Jungen Liberalen- zu geben, um auch schülernäheren Themen innerhalb  8 

der JuLis eine stärkere Stimme zu geben.  9 

Das Schulsystem hat die Aufgabe Heranwachsende auf das Leben  10 

vorzubereiten und ihnen Wissen und Kompetenzen zu vermitteln, um ihnen  11 

einen erfolgreichen Start ins Erwachsenenleben zu garantieren. Den sozialen  12 

Aufstieg und freie Persönlichkeitsentfaltung stehen und fallen mit der Qualität  13 

der Schulbildung, weshalb Schulen immer den Finger am Puls der Zeit haben  14 

müssen.  15 

Durch die Digitalisierung hat sich jeder Aspekt unseres Lebens grundsätzlich  16 

verändert. Nur die Schule ist sich größtenteils treu geblieben. So werden wir  17 

teilweise noch mit den gleichen Overheadprojektoren unterrichtet, mit denen  18 

unsere Lehrer damals unterrichtet wurden. Die Corona-Pandemie führte zu  19 

einem ruckartigen Digitalisierungsschub im deutschen Schulwesen. So musste  20 

Unterricht statt in Präsenz fortan Online stattfinden. Die Erfahrungen des  21 

Onlineunterrichtes zeigten uns allen den Nachholbedarf der Schulen bei der  22 

Digitalisierung, um auch im 21. Jahrhundert jedem Kind erstklassige Bildung  23 

garantieren zu können.  24 

Digitalisierung des Unterrichts 25 

Modernisierung der Schultechnik 26 

Zur Digitalisierung des Schulwesens gehört auch die Modernisierung der  27 

Schultechnik. Daher sind wir als liberale Schüler davon überzeugt, dass es  28 

notwendig ist, Schulen mit modernster Technik auszustatten. Deshalb fordern wir 29 

die Ausstattung von Klassenräumen mit Smartboards anstelle von veralteten  30 

Beamern und Overheadprojektoren, sowie moderne Hilfsmittel für die  31 

Naturwissenschaften.  32 
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Digitale Endgeräte 33 

Um Chancengleichheit und den flächendeckenden Zugang zur digitalen  34 

Schulbildung zu garantieren, fordern wir die Ausstattung von Schülern mit  35 

digitalen Endgeräten, sodass alle Schüler ungeachtet ihres sozialen  36 

Hintergrundes am digitalen Unterricht teilnehmen können. Die Ausstattung mit  37 

digitalen Endgeräten soll es Lehrern gleichzeitig auch ermöglichen den  38 

Unterricht digital zu gestalten.  39 

Online Plattformen 40 

Für eine höhere Effizienz des Schulsystems fordern wir die Einrichtung einer  41 

Cloud basierten Plattform, auf welcher Schulen und Lehrkräfte untereinander  42 

Lehrmittel teilen können. Dadurch könnten Schulen und Lehrkräfte auf bereits  43 

existierende Lehrmaterialen zurückgreifen, womit nicht jede Schule aufs neue  44 

Lerninhalte erarbeiten müsste. Dies würde es Lehrern erlauben Schüler  45 

individueller zu fördern, da sie auf bereits existierende Inhalte zurückgreifen  46 

könnten, um den Unterricht ohne übermäßigen Mehraufwand individueller zu  47 

gestalten.  48 

Digitales Lernen  49 

Um den Unterricht an das digitale Zeitalter anzupassen, fordern wir einen  50 

Paradigmenwechsel im Bildungssystem, vom analogen Lernen der  51 

Vergangenheit und Gegenwart zum digitalen Lernen der Zukunft. So braucht es  52 

ein von Grund auf neues Konzept für das digitale Lernen, um digitale Lernmittel  53 

und Inhalte effektiv in den Unterricht zu integrieren.  54 

Digitale Bildung  55 

Damit die Digitalisierung des Unterrichtes erfolgreich ist, bedarf es der digitalen  56 

Bildung von Lehrkräften und Schülern. Weshalb wir ein verpflichtendes  57 

Studiumsmodul zum digitalen Unterricht für Lehrer, sowie Workshops zum  58 

digitalen Unterricht für Schüler, fordern. Gleichzeitig fordern wir das im Rahmen  59 

des Unterrichtes Schülerinnen und Schüler über digitalen Datenschutz aufgeklärt  60 

werden. 61 

Begründung: 

Begründung erfolgt mündlich. 
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Antrag S012  

Betr.: Lasst uns die Geisterfahrt beenden 

Antragsteller: Landesfachausschuss für Bildung, Arbeit und Soziales 
(Alessandro-Gaetano Dewald, Arthur Rubenstein, Leon Yasin 
Kryska) 

 

Lasst uns die Geisterfahrt beenden 1 

Die Universitäts-/ Hochschulbewerbungen in der Bundesrepublik Deutschland  2 

sind im internationalen Vergleich in einer durch und durch einzigartigen Lage.  3 

Die Notengebung der Schulen und das damit verbundene Abitur sind Kern und  4 

zumeist alleiniger Bestandteil, welche den Bewerber und seine  5 

Aufnahmechancen erheblich charakterisieren, sowie die Vielfältigkeit der  6 

individuellen Aspekte eines jeden Schülers negieren. 7 

Das darf vor allem mit dem Hintergrund der subjektiven Notengebung, sowie der 8 

Vielfältigkeit und des außerschulischen Engagements der Schüler nicht sein.  9 

Nicht nur so wird die Eigenverantwortung, sowie das Engagement der Schüler  10 

angereizt, sondern findet auch die notwendige Achtung, die eine solche  11 

Bereicherung der Gesellschaft finden sollte. Deshalb fordern wir Jungen  12 

Liberalen eine Erweiterung des universitären Bewerbungsverfahrens um die  13 

Angabe von 3 außerschulische Aktivitäten. 14 

Zudem gilt es für uns, dass jeder Schüler die Möglichkeit haben solle die  15 

eigenen individuellen Lebenshintergründe, die Studienmotivation und mögliche  16 

zukünftige Projektwünsche durch ein 4000 Charaktere langes „Personal  17 

Statement“ hervorzuheben. 18 

Nur so werden wir der breiten Diversität der Bewerber gerecht und können die  19 

Reduktion eines jeden Individuums auf eine Abiturnote endlich beenden. 20 

Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
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Antrag S013  

Betr.: Schluss mit der Maskenpflicht in öffentlichen 
Verkehrsmitteln 

Antragsteller: BeVo BV SZ 

 

Schluss mit der Maskenpflicht in öffentlichen  1 

Verkehrsmitteln 2 

Mit der Änderung des Infektionsschutzgesetzes vom 18. März 2022 ging faktisch 3 

das Ende der meisten bisher geltenden Corona-Schutzmaßnahmen einher.  4 

Damit entfiel auch in vielen Bereichen des täglichen Lebens die Verpflichtung  5 

zum Tragen einer Mund‑Nasen‑Bedeckung. Die Maskenpflicht gilt seither  6 

bundesweit nur noch in einigen speziellen Zusammenhängen fort –  7 

insbesondere bei der Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln des  8 

Fernverkehrs einschließlich des Luftverkehrs. Das Land Berlin machte außerdem  9 

von der neu geschaffenen Regelungsmöglichkeit Gebrauch, landesweit die  10 

Maskenpflicht auch im Öffentlichen Personennahverkehr zu verordnen. 11 

Seit dem Beschluss der Lockerungen hat sich die Pandemie weitgehend  12 

entspannt. Mittlerweile lockerte auch die Europäische Union ihre bislang  13 

geltenden Regelungen. Seit dem 16. Mai empfiehlt die EU den Mitgliedstaaten  14 

nicht mehr die Pflicht zum Tragen einer Maske im Flugzeug und auf den  15 

Flughäfen. In Anerkennung der europaweiten Entspannung der  16 

Pandemiesituation fordern wir daher: 17 

• dass die Bundesregierung von ihrer Ermächtigung durch den Deutschen  18 

Bundestag Gebrauch machen möge, durch Rechtsverordnung mit  19 

Zustimmung des Bundesrates die Maskenpflicht bei der Benutzung von  20 

öffentlichen Verkehrsmitteln des Fernverkehrs einschließlich des  21 

Luftverkehrs auszusetzen. 22 

• das Land Berlin auf, die geltende  23 

SARS‑CoV‑2‑Basisschutzmaßnahmenverordnung dahingehend  24 

anzupassen, dass die Maskenpflicht in Verkehrsmitteln des öffentlichen  25 

Personennahverkehrs entfällt. 26 

Gleichzeitig betonen wir, dass 27 

• sich Menschen mit für COVID-19 typischen Symptomen weitmöglich  28 

isolieren und entsprechend testen lassen sollten. 29 

• Personen, die sich beruflich bedingt einem besonders hohen  30 

Infektionsrisiko ausgesetzt sehen, regelmäßig von den mittlerweile  31 

preisgünstigen Möglichkeiten zur Schnelltestung Gebrauch machen sollten. 32 

• die Benutzung eines Mund-Nasen-Schutzes insbesondere in Gebieten mit  33 

hohem Menschenaufkommen enorm dem eigenen Schutz dienen kann. 34 
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• die besondere Berücksichtigung von Hygienemaßnahmen nach wie vor  35 

zentraler Bestandteil einer effektiven persönlichen Gesundheitsvorsorge ist. 36 

• die Corona-Warn-App weiter betrieben und genutzt werden sollte. 37 

• nach wie vor eine umfassende Nutzung der Impfangebote eine unserer  38 

stärksten Waffen zur Bekämpfung der Pandemie ist. 39 

Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
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Antrag S014  

Betr.: BAFöG für alle - Eine echte Investition in die Zukunft 

Antragsteller: BV LiMaH 

 

BAFöG für alle - Eine echte Investition in die  1 

Zukunft 2 

Die Jungen Liberalen Berlin fordern, das Bundesausbildungsförderungsgesetz  3 

(BAföG) tiefgreifend zu reformieren, um echte Chancengerechtigkeit  4 

herzustellen, Deutschland als Hochschulstandort attraktiver zu machen und die  5 

Abwanderung gut ausgebildeter Fachkräfte unmittelbar nach Studienende zu  6 

verhindern. 7 

Daher fordern wir, dass alle in Deutschland an den in § 2 BAföG aufgeführten  8 

Ausbildungsstätten Studierende sowie alle im Ausland Studierende deutscher  9 

Staatsangehörigkeit (gem. §§ 5 und 6 BAföG) ohne Berücksichtigung des  10 

elterlichen Einkommens berechtigt sein sollen, entsprechend dem  11 

Bundesausbildungsförderungsgesetz gefördert zu werden.  12 

Weiterhin halten wir am Prinzip der Freiwilligkeit fest. Ferner soll niemand dazu  13 

verpflichtet werden, seinen Anspruch nach dem BAföG geltend zu machen.Darüber 14 

hinaus fordern wir, dass für Auszubildende und Studierende die  15 

Förderung in Zukunft gänzlich als Darlehen erfolgen soll. Wenn Auszubildende  16 

und Studierende innerhalb von fünf Jahren nach Abschluss der Ausbildung  17 

mindestens zwei Jahre Vollzeit (oder die gleiche Anzahl Arbeitsstunden in  18 

Teilzeit) sozialversicherungspflichtiger Arbeit in Deutschland leisten, so wird  19 

ihnen die Hälfte der Gesamtschuld erlassen. 20 

Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
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Antrag S015  

Betr.: Rücknahme des Atomausstiegs 

Antragsteller: BV LiMaH 

 

Rücknahme des Atomausstiegs 1 

Die Jungen Liberalen Berlin sprechen sich für eine Laufzeitverlängerung der  2 

noch betriebenen Kernkraftwerke in Deutschland über den 31.12.2022 hinaus  3 

aus. Darüber hinaus fordern wir, die am 31.12.2021 heruntergefahrenen  4 

Atomkraftwerke Grohnde, Brokdorf und Gundremmingen C wieder in Betrieb zu  5 

nehmen. Langfristig halten wir es für notwendig, nuklear erzeugten Strom als  6 

wesentlichen Bestandteil der deutschen Energieerzeugung zu reetablieren,  7 

solange die Energieversorgung nicht durch erneuerbare Energien sichergestellt  8 

werden kann.  9 

Zahlreiche Faktoren tragen dazu bei, dass die auf dem 57. Bundeskongress der 10 

Jungen Liberalen beschlossene Unterstützung des Atomausstiegs revidiert  11 

werden muss. 12 

I. Der energiepolitischen Abhängigkeit von Russland ein Ende bereiten 13 

Der völkerrechtswidrige Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine stellt die  14 

Abhängigkeit Deutschlands von russischen Brennstoff- und Energielieferungen  15 

eindeutig unter Beweis. Da diese nach wie vor einen wesentlichen Anteil an der 16 

deutschen Energie- und Wärmeversorgung haben, kann sich die Bundesrepublik  17 

nicht an Sanktionen gegen die wichtigsten Exportprodukte dieses autoritär  18 

regierten und zunehmend antiliberalen Staates beteiligen, ohne der eigenen  19 

Wirtschaft signifikanten Schaden zuzufügen. Dies hat auch umfassende  20 

Auswirkungen auf die außenpolitische Stellung Deutschlands. Der wenig  21 

entschlossene Kurs der deutschen Außenpolitik gegenüber Moskau im Vorfeld  22 

des Angriffs auf die Ukraine, der als eine direkte Folge der deutschen  23 

Abhängigkeit gewertet werden kann, schwächt die außenpolitische Position  24 

Deutschlands.  25 

Zugleich stellt dies ein Hindernis für ein einheitliches und entschlossenes  26 

Vorgehen Europas gegenüber Russland dar, da Deutschland als wirtschaftlich  27 

stärkstes und bevölkerungsreichstes Land seine führende Rolle beim Ausbau  28 

der strategischen Autonomie der EU aufgrund seiner politischen Abhängigkeit  29 

von Russland nicht einnehmen kann. 30 

Zugleich stellt dies ein Hindernis für ein einheitliches und entschlossenes  31 

Vorgehen Europas gegenüber Russland dar, da Deutschland als wirtschaftlich  32 

stärkstes und bevölkerungsreichstes Land seine führende Rolle beim Ausbau  33 

der strategischen Autonomie der EU aufgrund seiner politischen Abhängigkeit  34 

von Russland nicht einnehmen kann. 35 
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II. Den Weg frei machen für fossilfreie Energieversorgung  36 

Zur Erreichung der Klimaneutralität ist der Ausstieg aus fossilen Energien  37 

unumgänglich, jedoch wird der steigende Energiebedarf dabei auf absehbare  38 

Zeit nicht von erneuerbaren Energien gedeckt werden können. Gleichzeitig wird  39 

der Ausstieg aus der Kohleverstromung durch den russischen Angriff auf die  40 

Ukraine gefährdet.  41 

In diesem Kontext kommt der Atomenergie die Rolle als Brückentechnologie zu,  42 

durch welche die Energieversorgung während des Übergangs von fossilen zu  43 

erneuerbaren Energien gesichert werden kann. Dies steht im Einklang mit der  44 

Einstufung von Atomkraft als nachhaltige Energie durch die Europäische  45 

Kommission.  46 

III. Perspektiven für die deutsche Volkswirtschaft schaffen  47 

Die Energieversorgung bildet einen Grundstein der Freiheit, des Wohlstandes  48 

und des Fortschritts einer modernen und industrialisierten Welt. Diesen  49 

Grundsatz beschloss der 55. Bundeskongress der Jungen Liberalen.  50 

Dieser besonderen Rolle der Energieversorgung muss insbesondere im Kontext  51 

der steigenden Energiepreise der letzten Zeit Rechnung getragen werden. Diese 52 

sind ein wesentlicher Treiber der Inflation und belasten Verbraucher und  53 

Unternehmen. Ein Ausstieg vom Atomausstieg würde zur Erhöhung des  54 

Stromangebots beitragen und somit die angespannte wirtschaftliche Situation  55 

kurz- und mittelfristig entspannen. 56 

Darüber hinaus werden durch die Rücknahme des Atomausstiegs Arbeitsplätze  57 

erhalten bzw. neu geschaffen, so beispielsweise in Betrieb und Kontrolle der  58 

Atomkraftwerke, aber auch in der Forschung zur Kernkraft.  59 

IV. Lösungen für nukleare Sicherheit und Endlagerung schaffen  60 

Selbstverständlich ist es notwendig, die Sicherheit der Atomkraftwerke in  61 

Deutschland lückenlos zu gewährleisten. Dies ist bereits im AtG (Gesetz über  62 

die friedliche Verwendung der Kernenergie und den Schutz gegen ihre Gefahren 63 

[Atomgesetz]) festgeschrieben, sodass wir in dieser Frage keinen weiteren  64 

Handlungsbedarf sehen.  65 

Katastrophen in Zusammenhang mit Atomkraftwerken standen stets in  66 

Zusammenhang mit geographischen Erscheinungen wie Erdbeben und  67 

Tsunamis, die in Deutschland ohne größere Bedeutung sind, oder überalterter  68 

Technik und mangelnder Kontrolle, gegen die das AtG wirksamen Schutz bietet.  69 

Zugleich halten wir es für notwendig, die Forschung zur Atomkraft zu fördern.  70 

Dies betrifft sowohl wissenschaftliche Arbeit zur Steigerung von Effizienz oder  71 

Sicherheit der nuklearen Stromerzeugung als auch die Suche nach  72 

Möglichkeiten zur Endlagerung oder Aufarbeitung nuklearen Abfalls. Dabei  73 

verweisen wir insbesondere auf den Beschluss “Für eine zukunftsgerichtete  74 

Energiepolitik: versorgungssicher, sauber, sozial” des 55. Bundeskongresses der 75 

Jungen Liberalen. 76 
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Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
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Antrag S016  

Betr.: Mama, wo kommen die Babys her? - Für eine diversere, 
relevante und gelungene Sexualkunde 

Antragsteller: BV Pankow 

 

Mama, wo kommen die Babys her? - Für eine  1 

diversere, relevante und gelungene  2 

Sexualkunde 3 

Die Gesellschaft hat sich in den letzten Jahrzehnten stark gewandelt, sie ist  4 

offener und toleranter geworden. Die Sexualaufklärung ist jedoch auf dem Stand 5 

früherer Jahrzehnte verblieben: Sie ist nicht mehr zeitgemäß. Wir Jungen  6 

Liberalen sehen gelungene und modernisierte Sexualkunde als unerlässliche  7 

Grundlage für eine freiheitsliebende und freiheitsfördernde Gesellschaft an.  8 

Zudem muss der Staat eine qualitative Bildung und damit auch Sexualkunde  9 

garantieren. Wir fordern aus diesem Grund, basierend auf den Empfehlungen  10 

des WHO-Papiers “Standards für die Sexualaufklärung in Europa”, folgendes: 11 

• Einen Sexualkundeunterricht als kontinuierlicher Prozess, der bereits mit  12 

der frühkindlichen Bildung im Kindergarten beginnt. So wird die  13 

Entwicklung der kindlichen Sinnes- und Körperwahrnehmung gefördert, das 14 

Thema durch aktives Lernen und Informieren normalisiert und die Kinder  15 

auf selbstbestimmtes Handeln eingestellt. 16 

• Die Schule als grundlegenden Ort zur Vermittlung der Sexualkunde mit  17 

multisektoraler Verankerung durch Kooperation mit außerschulischen  18 

Partnerinnen und Partnern wie Gesundheitsdiensten und Beratungsstellen. 19 

• Das Respektieren von Privatsphären und Grenzen aller Schülerinnen und  20 

Schüler im Sexualkundeunterricht. 21 

• Eine gendersensible und neutrale Sprache im Sexualkundeunterricht  22 

anzuwenden. 23 

• Die Zusammenarbeit mit Eltern und Community als unterstützendes Umfeld 24 

und zur Beteiligung der Eltern am Prozess der Aufklärung. 25 

• Die Übermittlung des Sexualkundeunterrichts auf verschiedene Lehrkräfte  26 

und Fächer und externe Expertinnen und Experten und damit auch die  27 

Verantwortung aufzuteilen. 28 

• Dabei soll der Sexualkundeunterricht sich aus den drei Kernthemen  29 

zusammensetzen: 30 

1. Wissens- und Informationsvermittlung über die Entwicklung des  31 

Körpers, Fortpflanzung, Verhütung, sexuell übertragbarer Krankheiten und  32 

sexuellem Missbrauch. 33 

2. Kompetenzen und Fähigkeiten in den Bereichen Kommunikation,  34 

Verhandlung, Gefühle-Ausdrücken, Schutz vor Infektionen und  35 

Hilfe-Suchen bei Problemen zu erlangen. 36 
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3. Positive Haltungen zu Sexualität zu entwickeln und Verschiedenheit zu  37 

respektieren und tolerieren. 38 

• Im derzeitigen Konzept sind nur wenige Stunden zur Sexualkunde  39 

vorgesehen, dieser Umstand ist mitverantwortlich für die Tabuisierung des  40 

Themas. Eine langzeitliche sexuelle Bildung mit einer Staffelung der  41 

Altersgruppen, wobei die Inhalte der vorangegangenen Altersgruppen in  42 

den fortführenden vertieft werden: 43 

1. Alter 0-4: Erste Vermittlung zu den Grundlagen der Fortpflanzung und den 44 

Körperteilen und Funktionen. Aufklärung über verschiedene Arten von  45 

Liebe, Zusammensetzung von Familien und kulturellen Werten. Die  46 

eigenen Rechte, geschützt zu sein und Ja und Nein sagen zu dürfen, zu  47 

vermitteln. 48 

2. Alter 4-6: Sensibilisierung für negative Gefühle wie Eifersucht und Wut im  49 

Bezug auf Liebe und Gewalt. Weiterführende Aufklärung über  50 

Fortpflanzungsrhythmen, gleichgeschlechtliche Beziehungen und  51 

unterschiedliche Werte je nach Land und Kultur. 52 

3. Alter 6-9: Aufzeigen biologischer Unterschiede, Vermittlung der Grundlagen 53 

der Empfängnisverhütung, Schwangerschaft und Adoption. Verständnis für  54 

Liebe, Zärtlichkeit und Sex in den Medien. Insbesondere aber auch  55 

sexuelle Rechte von Kindern. Mit dem Zweck, eigene Unsicherheiten zu  56 

akzeptieren, Toleranzen zu schaffen und ein Verantwortungsgefühl für sich 57 

und im Umgang mit anderen zu schaffen. 58 

4. Alter 9-12: Mit Beginn der Frühphase der Pubertät muss den Schülern die  59 

Veränderung ihrer Körper näher gebracht werden. In dieser Zeit muss den  60 

Kindern noch ausführlicher über Verhütung und die Folgen und Risiken  61 

ungewollter Schwangerschaft berichtet werden. Es soll ein Bewusstsein  62 

dafür geschaffen werden, dass Verhütung Aufgabe aller Beteiligten ist. In  63 

dieser Altersgruppe soll ferner über erste sexuelle Erfahrungen und  64 

Genderorientierung gesprochen werden. Zudem muss stets über die  65 

Folgen ungewollter sexueller Erfahrungen aufgeklärt und Hilfsmöglichkeiten  66 

müssen erörtert werden. Ziel ist es, in dieser Altersgruppe ein Verständnis  67 

für die Veränderung des eigenen Körpers und die Körper anderer zu  68 

schaffen. Hier werden die Grundlagen für Respekt und Akzeptanz  69 

sexueller Vielfalt gelegt. 70 

5. Alter 12-15: Vermittlung tiefergehenden Wissens über den Körper und  71 

Menstruationszyklen. Unwirksame Verhütung und Folgen früher Mutter- und 72 

Vaterschaft, Schwangerschaftsabbrüche. Kommunikation und Verhandlung  73 

intimer Beziehungen mit Hinblick auf Rollenerwartungen bezüglich sexueller 74 

Erregung. Körperhygiene und Selbstuntersuchungen. 75 

6. Alter 15 und älter: Sensibilisierung für auch psychische Veränderungen in  76 

der Pubertät und Aufklärung über Fruchtbarkeit im Alter. Zudem soll über  77 

den Einfluss von Krankheiten und Behinderungen beim Sex und über  78 

Sexarbeit aufgeklärt werden. 79 

Nutzung von Digitalisierung und Apps: Die Sexualaufklärung soll sich dabei  80 

digitaler Unterstützung bedienen und mit Hilfe entsprechender Möglichkeiten wie  81 

z.B. der Knowbody-App die Themenbereiche für Kinder und Jugendliche  82 
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zugänglicher gestalten und Mythen vorbeugen: Aufklärvideos per VHS-Kassette  83 

sollen der Vergangenheit angehören. 84 

Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
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Antrag S017  

Betr.: Schluss mit Folter - Konversionstherapien verbieten 

Antragsteller: BV Pankow 

 

Schluss mit Folter - Konversionstherapien  1 

verbieten 2 

Wir Jungen Liberalen lehnen die Anwendung von Konversionstherapien an  3 

jedem Individuum ab. Am 18. Dezember 2019 beschloss das Bundeskabinett  4 

das Verbot von Konversionstherapien an Minderjährigen und an Menschen,  5 

welche ihren Willen nicht frei äußern können. Die Jungen Liberalen Pankow  6 

fordern ebenfalls ein gänzliches Verbot der Konversionstherapien für  7 

Erwachsene in Deutschland.  8 

Es gibt keine Rechtfertigung für die Methoden und Maßnahmen, die bei  9 

Konversionstherapien zum Einsatz kommen. Wir finden es unverantwortlich als  10 

demokratischer Staat, Raum für veraltete Werte und Methoden zu bieten, die  11 

unserem liberalen Weltbild in allen Punkten widersprechen. Die sogenannte  12 

Reparativtherapie wird von allen führenden internationalen psychologischen  13 

Fachgesellschaften abgelehnt. Daher fordern die Jungen Liberalen Pankow ein  14 

absolutes Verbot aller Konversionstherapien an Menschen jeden Alters. 15 

Begründung: 

Erfolgt mündlich.  

  



 

Seite  44 

Antrag S018  

Betr.: Zulassung des Ein-Mann-Cockpits 

Antragsteller: BV CWS 

 

Zulassung des Ein-Mann-Cockpits 1 

Wir fordern die Zulassung des Ein-Mann-Cockpits auch für den gewerblichen  2 

Luftverkehr auf allen innerdeutschen Flügen. 3 

Begründung: 

Intuitiv scheint die Weisheit "Zu viele Köche verderben den Brei" in der Luftfahrt keine 

Gültigkeit zu haben. Faktisch hat jedoch die Reduzierung vom Fünf-Mann-Cockpit zum 

Vier-Mann-Cockpit die Flugsicherheit erhöht, ebenso wie die Reduzierung auf das Drei-

Mann-Cockpit und zu guter Letzt auch die Reduzierung auf ein Zwei-Mann-Cockpit hat die 

Flugunfälle drastisch gesenkt. Aber noch immer sind rund 80% der Flugunfälle auf 

menschliches Versagen zurückzuführen, insbesondere die Mensch-Mensch Schnittstelle 

stellt ein unnötiges Risiko für die Passagiere, die Besatzung und die Bevölkerung am 

Boden dar. 

Diese Risikominderung alleine ist bereits Grund genug die gesetzliche Lage zu ändern. 

Zur Vollständigkeit seien noch andere Argumente aufgelistet: 

- Aus dem Sicherheitsmanagement ist bekannt: Je komplexer ein System, umso größer 

das Risiko. Ein einzelner Pilot würde die Komplexität der Prozesse im Cockpit so stark 

reduzieren, dass das Risiko außerordentlich sinken wird. 

- Reisebusse mit vielen Dutzend und Personenzüge mit mehreren hundert Passagieren 

werden ebenfalls von nur einem Fahrzeugführer bedient, trotz mehrerer tödlicher Unfälle 

in den letzten Jahren. 

- Das Ein-Mann-Cockpit entlastet insbesondere die mittelständischen 

Luftfahrtunternehmen in bürokratischer und wirtschaftlicher Hinsicht. 

- Bei kleinen Flugzeugen führt die Gewichtsreduktion zu Einsparung von CO2-Emissionen 

von mehreren Prozent. 

- Seit den 60er-Jahren wurden viele Millionen automatische Landungen durchgeführt. In 

Zukunft sollte daher auch über eine völlige Automatisierung des Cockpits diskutiert 

werden. 
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Antrag S019  

Betr.: Wir sind kein Gottesstaat! – Säkularisierung der 
Grundgesetz-Präambel 

Antragsteller: BV CWS 

 

Wir sind kein Gottesstaat! – Säkularisierung  1 

der Grundgesetz-Präambel  2 

Die Jungen Liberalen Berlin fordern, im ersten Satz der Präambel des  3 

Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland die Worte „Gott und“ zu  4 

streichen, sodass dieser fortan wie folgt lautet: „Im Bewusstsein seiner  5 

Verantwortung vor den Menschen, von dem Willen beseelt, als  6 

gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu  7 

dienen, hat sich das Deutsche Volk kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt  8 

dieses Grundgesetz gegeben." 9 

Begründung: 

Laut den Zahlen der Forschungsgruppe Weltanschauungen in Deutschland (fowid) für das 

Jahr 2019 sind 38,8 % der Deutschen konfessionslos. Damit bilden diese die mit Abstand 

größte Gruppe, gefolgt von der Römisch-Katholischen Kirche (27,1 %) und der 

Evangelischen Kirche (24,9 %). Die Zahl der aktiv Gläubigen beträgt sogar lediglich 7,9 

%. Die Frage „Welche Bedeutung haben Religion und Glaube für Sie?“ im ARD-

Deutschlandtrend Juni 2017 beantworteten 36 % mit „geringe Bedeutung“, 27 % mit „gar 

keine Bedeutung“. Angesichts dieser Zahlen wird deutlich, dass der Gottesbezug in der 

Präambel des Grundgesetzes längst nicht mehr zeitgemäß ist. Weder die 

Paulskirchenverfassung von 1849 noch die Verfassung der Weimarer Republik von 1919 

enthielten einen Gottesbezug. Der Verfassungskonvent von Herrenchiemsee (1948) hatte 

ebenfalls noch keinen expliziten Gottesbezug formuliert. Im Sinne der religiös-

weltanschaulich Neutralität des Staates gibt es keine validen Gründe für einen 

Gottesbezug in unserer Verfassung. Weder der Staat noch seine Bürger stehen in einer 

Verantwortung vor „Gott“. Während der erwähnte „Gott“ zwar nicht explizit christlich ist, so 

hat dies doch einen eindeutig monotheistischen Klang, womit polytheistische Religionen 

ausgeschlossen werden. Weitere Ausführungen erfolgen mündlich. 
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Antrag S020  

Betr.: Ihr macht unsren Sport kaputt! Katar 2022 - ohne 
Menschenrechte, ohne uns! 

Antragsteller: BV FKN 

 

Ihr macht unsren Sport kaputt! Katar 2022 -  1 

ohne Menschenrechte, ohne uns! 2 

Im Dezember 2022 findet erstmals die FIFA-Fußballweltmeisterschaft im Emirat  3 

Katar statt. Schon die Vergabe des Turniers war geprägt von undurchsichtigen  4 

Strukturen und Verfahren der Verbindung zwischen dem Bewerber und der  5 

Führung der FIFA. Die Katarische Regierung nutzt den Sport bereits seit  6 

Längerem, um globalen politischen Einfluss zu nehmen. Anlässlich dieses  7 

sportlichen Events von globalem Interesse wurden neue Infrastrukturen  8 

geschaffen und imposante Stadien errichtet, welche die Bühne eines der  9 

größten Sportevents der Welt bieten sollen. 10 

Der Aufbau dieser Bühne wäre undenkbar ohne die Ausbeutung von knapp 2  11 

Millionen Arbeitskräften aus Südasien, die in Katar unter prekären und  12 

menschenunwürdigen Arbeits- und Lebensverhältnissen leiden. Das  13 

Kafala-System erlaubt es Katarischen Arbeitgebern in Kooperation mit mafiösen  14 

Vermittlerorganisationen, Menschen in moderne Sklaverei zu bringen. Sie  15 

müssen Ihre Pässe abgeben und können Arbeitsverträge nicht kündigen, obwohl 16 

Lohnzahlungen monatelang ausstehen und die Sicherheit am Arbeitsplatz nicht  17 

gewährleistet wird. Seit der Vergabe der Fußballweltmeisterschaft sind bereits  18 

über 15.000 Menschen ums Leben gekommen (vgl. Amnesty International). 70%  19 

der Todesfälle von Ausländern wurden bis heute nicht aufgeklärt. Diese der  20 

Sklaverei gleichstehenden Umstände sind mit einem liberalen Wertesystem und  21 

unserer Sicht auf Menschenrechte nicht zu vereinbaren. 22 

Reformen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und dem Abbau des  23 

Kafala-Systems stagnieren. Neue Gesetze, die scheinbar zur Verbesserung der  24 

Menschen- und Arbeitsrechte im Emirat beitragen sollen, wurden mangelhaft  25 

oder gar nicht umgesetzt. Selbstbestimmungsrechte und faire Verfahren im  26 

Sinne eines humanen Arbeitsrechts werden wider dem Gedanken der freiheitlich 27 

geprägten Vertragsautonomie ausgeschlossen. Die Katarische Regierung fordert  28 

die Unternehmen auf, dafür Sorge zu tragen, dass die ausländischen  29 

Arbeitskräfte vor Beginn des Wettbewerbs das Land auf eigene Kosten zu  30 

verlassen haben. So soll das Problem unsichtbar gemacht werden und negative  31 

Presse vermieden werden. 32 

Der Ausrichter bemüht sich ferner eine transparente Berichterstattung zu  33 

verhindern. So haben sich Journalistinnen und Journalisten vor Einreise nach  34 

Katar zu verpflichten, in ihren Berichterstattungen keine Informationen zu  35 

nennen, die nicht vorher autorisiert wurden. Grundsätzlich sehen wir sportliche  36 
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Großveranstaltungen als Möglichkeit, in gastgebenden Ländern auf Missstände  37 

aufmerksam zu machen und durch gezielte Maßnahmen Einfluss zu nehmen.  38 

Dieser Möglichkeit wird jedoch durch die presserechtliche Zensur der  39 

Katarischen Regierung kein Raum geboten.  40 

Der DFB bekennt sich in seinem Ethik-Kodex dazu, „rassistischen, verfassungs-  41 

und fremdenfeindlichen Bestrebungen sowie gewalttätigen, diskriminierenden  42 

oder menschenverachtenden Verhaltensweisen“ entschieden entgegen zu treten. 43 

Auch dem Wortlaut der Statuten der FIFA nach bekennt sich die FIFA zur  44 

“Einhaltung aller international anerkannten Menschenrechte und setzt sich für  45 

den Schutz dieser internationalen Rechte”. 46 

Daher fordern wir: 47 

• die FIFA auf, die Fußballweltmeisterschaft nicht in Katar stattfinden zu  48 

lassen. Stattdessen ist das Turnier in einem Land auszutragen, in denen  49 

menschenrechtliche Standards eingehalten werden. 50 

• die FIFA auf bei zukünftigen Vergaben einzig Nationen zu berücksichtigen,  51 

die eine Wahrung der Menschenrechte gewährleisten. 52 

• den DFB und die DFL auf, die Teilnahme am professionellen deutschen  53 

Wettbewerb an das Bekenntnis der Vereine zu den  54 

Menschenrechtsbestimmungen der Vereinten Nationen zu bedingen. Somit  55 

wird das Ziel verfolgt, keine Vereinbarungen mit kommerziellen  56 

Hintergründen mit Partnern einzugehen die diesen Standards  57 

zuwiderstehen. 58 

• vom DFB und der Nationalmannschaft den Boykott der WM 2022 in Katar,  59 

sofern die FIFA an der WM in Katar festhält. 60 

• vom DFB und seinen Funktionären zukünftig bei Vergabe- und  61 

Abstimmungsverfahren nur für Bewerbende zu stimmen, die  62 

menschenrechtliche Standards einhalten und gegebenenfalls zu  63 

intervenieren. Vergibt die FIFA erneut Wettbewerbe an  64 

menschenrechtsverachtende Bewerber, fordern wir die Nationalmannschaft  65 

auf, bereits an der Qualifikation nicht teilzunehmen. 66 

• von den öffentlich-rechtlichen Medienanstalten, die WM-Spiele aus Katar  67 

nicht zu übertragen. 68 

• Berlin Partner auf, nicht weiter in Länder wie z.B. Katar, die offenkundig  69 

Menschenrechtsverletzungen zu verantworten haben, zu vermitteln. Der  70 

Fokus soll auf alternative Märkte gelegt werden und Hilfe geleistet werde  71 

diese zu erschließen. 72 

• die Bundesregierung und ihre diplomatischen Vertretungen auf, von den  73 

Spielen und Rahmenveranstaltungen der WM fern zu bleiben, sofern diese 74 

trotz allem in Katar stattfindet. 75 

Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
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Antrag S021  

Betr.: Umbenennung Unter den Linden 63-Ende in „Allee der 
unabhängigen Ukraine 1-ff.“! 

Antragsteller: BVs Reinickendorf & Mitte 

 

Umbenennung Unter den Linden 63-Ende in  1 

„Allee der unabhängigen Ukraine 1-ff.“! 2 

Der von den vereinten Nationen und uns verurteilte russische Angriffskrieg auf  3 

die Ukraine hat uns alle tief erschüttert. Seit dem 24.02.2022 werden in  4 

zahlreichen Kriegsverbrechen Zivilisten und friedliebende Ukrainer Opfer der  5 

Allmachtsfantasien des russischen Diktators Putin. Umso mehr beeindruckt die  6 

Resilienz des ukrainischen Volkes, das in Wochen größter Not dem russischen  7 

Präsidenten die Stirn bietet und erbitterten Widerstand leistet. 8 

Um dieser Kühnheit und diesem Heldenmut unsere Hochachtung zu zeigen,  9 

fordern wir, den bisherigen Straßenabschnitt Unter den Linden 63-80 in 10117,  10 

an dem die Botschaft der Russischen Föderation und weitere russische  11 

diplomatische Vertretungen ansässig sind, in „Allee der unabhängigen Ukraine  12 

1-ff.“ umzubenennen. 13 

Des Weiteren fordern wir das Aufstellen einer Gedenktafel, die in den  14 

Nationalfarben der Ukraine gehalten ist und fortwährend an den brutalen  15 

völkerrechtswidrigen russischen Angriffskrieg erinnert. Als weiteres Zeichen für  16 

den Frieden in Europa sollen drei Flaggenmasten gegenüber der Botschaft der  17 

Russischen Föderation aufgestellt werden, an denen die Ukrainische  18 

Nationalflagge, die der Europäischen Union und die Flagge der Bundesrepublik  19 

Deutschland Seite an Seite gehisst werden. 20 

Begründung: 

Erfolgt mündlich 
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Antrag S022  

Betr.: Den öffentlichen Umgang mit sexualisierter Gewalt 
verbessern! 

Antragsteller: BV Reinickendorf 

 

Den öffentlichen Umgang mit sexualisierter  1 

Gewalt verbessern! 2 

Die Jungen Liberalen Reinickendorf fordern, dass eine umfassende Evaluation  3 

von gesetzlichen Regelungen und Projekten vorgenommen wird, die den  4 

Ist-Zustand des Umgangs mit sexualisierter Gewalt flankieren. 5 

Weitergehend erheben wir folgende Forderungen zur Verbesserung: 6 

1. Aufklärungsangebote sollen durch alle Alters- und Gesellschaftsgruppen  7 

hindurch geschaffen werden. So sollen einerseits bereits im Kindesalter  8 

aber auch darüber hinaus die Grenzen des fremden Körpers für  9 

jedermann definiert werden. Andererseits soll Beobachtern derartiger  10 

Übergriffe aufgezeigt werden, an wen sie sich wenden müssen und wie in  11 

derartigen Situationen im Generellen zu verfahren ist.Insbesondere muss  12 

die schulische Aufklärung, die u.a. kulturelle und ethnische Hintergründe  13 

der Schüler zu berücksichtigen hat, verbessert werden. Ihr Ziel muss sein,  14 

dass bereits Kinder Grenzen kennen. Genauso sollten Kinder Übergriffe  15 

von Erwachsenen verstehen und darauf vorbereitet sein, ihren Eltern oder  16 

anderen Schutzbefohlenen von solchen zu berichten. Durch eine  17 

entsprechende Aus- bzw. Weiterbildung für Lehrer ist sicherzustellen, dass  18 

für dieses Vorhaben qualifiziertes Personal zur Verfügung steht.  19 

Überdachend fordern wir die Einführung einer besonders geschulten  20 

Lehrkraft, die den Weiteren Gang solcher Fälle bzw. Verfahren begleitet  21 

und beobachtet.Außerdem sollte es eine Verbessrung der Aufklärung im  22 

Rahmen des sogenannten „Trainer C-Scheins“ geben. Insbesondere für  23 

Trainer-Anwärter aber auch für andere Personen, die in ihrer Tätigkeit  24 

engen Kontakt mit Minderjährigen pflegen, sollte darüber hinaus die  25 

Vorlage des polizeilichen Führungszeugnisses verpflichtend werden. Im  26 

Rahmen von Ehrenämtern soll hierfür die öffentliche Kostenübernahme  27 

dort ausgebaut werden, wo sie bislang nicht besteht. 28 

2. Der Opferschutz muss ausgebaut werden. Hierzu zählen der Ausbau von  29 

Soforthilfen sowie von mittel- und langfristigen Hilfsstätten (wie z.B.  30 

psychologische Hilfsangebote). Hilfsangebote für Opfer müssen berlinweit  31 

zahlenmäßig ausgeweitet werden. Auch darf effektiver Schutz vor Gewalt  32 

keine Frage der Uhrzeit mehr sein. Insbesondere müssen daher  33 

Öffnungszeiten und Kapazitäten bestehender Anlaufstellen für akut  34 

Schutzsuchende wie bspw. Frauenhäuser ausgeweitet werden. Zusätzlich  35 

erachten wir eine besondere Ausbildung von medizinischem Personal und  36 
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die Einrichtung von geschützten Räumlichkeiten in Kliniken, wo Opfer  37 

Schutz finden sowie medizinisch und seelisch betreut werden, als sinnvoll.  38 

Weiterhin sollten Ärzte zur eigenständigen strafrechtlichen  39 

Beweiserhebung befugt sein, sodass insbesondere die Nachweisbarkeit  40 

von K.O.-Tropfen und DNA-Spuren sichergestellt und nicht durch Zeitablauf 41 

gefährdet wird. 42 

3. Die strafrechtlichen und strafprozessrechtlichen Regelungen und Abläufe,  43 

die zu einer Effektuierung der Strafverfolgung beitragen sollen, sollten  44 

überarbeitet werden. Vor allem für Formen von sexualisierter Gewalt über  45 

das Internet braucht es eine Verschärfung des Strafrechts. Hier herrschen  46 

momentan große Strafbarkeitslücken, die dringend geschlossen werden  47 

müssen.Wir streben die Prüfung der Einführung eines weiterbildenden Seminars  48 

für Strafrichter an, um diese hinreichend auf den Umgang mit Opfern  49 

sexualisierter Gewalt zu sensibilisieren. Ziel ist die Prävention von  50 

Sekundärviktimisierung.Außerdem sollten besonders ausgebildete Polizisten zu 51 

jeder Zeit auf  52 

jedem Abschnitt im Dienst sein, die auf den Umgang mit Opfern  53 

sexualisierter Gewalt geschult und zur entsprechenden Beweissicherung  54 

ausgebildet sind.Ins Auge gefasst werden sollten auch die geltenden 55 

Verjährungen.  56 

Insbesondere das häufig auftretende Schamgefühl von Opfern wirkt im  57 

Rahmen der Verjährungen von Sexualdelikten regelmäßig täterschützend.  58 

Der Schutz der sexuellen Selbstbestimmung als Ausformung des  59 

allgemeinen Persönlichkeitsrechts hat einen direkten Bezug zur  60 

Menschenwürde, sodass eine Anpassung der Verjährungen an die  61 

Eigenart des jeweiligen Deliktstyps geboten ist. 62 

Begründung: 

Sexualisierte Gewalt hat in einer freiheitlichen Gesellschaft keinen Platz. Angst auf dem 

nächtlichen Heimweg oder der immer wieder zu vernehmende Vorwurf, Opfer von 

Sexualdelikten seien an den Übergriffen (mit-)schuld, seien hier nur exemplarisch für die 

gegenwärtigen Missstände genannt. Ursächlich dafür sind eine gesellschaftliche 

Tabuisierung des Themas der sexualisierten Gewalt sowie das Fehlen eines in sich 

stringenten Lösungsplans, der das Problemfeld ganzheitlich zu lösen versucht. Unser 

heutiges Verständnis eines angemessenen zwischenmenschlichen Umgangs, hat sich 

erst sukzessive entwickelt. Durch diesen jahrelangen gesellschaftlichen 

Entwicklungsprozess wurden Probleme nur fragmentiert angegangen. Resultat ist nun, 

dass wir vor der Aufgabe stehen, den zersplitterten Ist-Zustand einer umfassenden und 

kohärenten Reform zuzuführen, sodass sexualisierte Gewalt mit aller Vehemenz aus 

unserer Gesellschaft verbannt wird. 
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Antrag S023  

Betr.: Nein zu sexualisierter Gewalt in der Ukraine! 

Antragsteller: BV Reinickendorf 

 

Nein zu sexualisierter Gewalt in der Ukraine! 1 

Vergewaltigungen als Kriegswaffe zu verwenden, ist eine der perfidesten  2 

Methoden, um die Zivilbevölkerung zu terrorisieren. Bedauerlicherweise häufen  3 

sich die Meldungen systematischer Vergewaltigungen von Frauen durch  4 

russische Soldaten. Wir Junge Liberale Reinickendorf verurteilen jegliche Form  5 

sexualisierter Gewalt gegen das ukrainische Volk aufs Schärfste! 6 

Darüber hinaus fordern wir die Bundesregierung und die internationale  7 

Staatengemeinschaft auf, jeden Verdachtsfall entsprechend des Römischen  8 

Statuts für den Internationalen Strafgerichtshofs zu dokumentieren, um allen  9 

Vorwürfen sexualisierter Gewalt im Ukrainekrieg nachzugehen. Diese gilt es  10 

konsequent bis in die höchsten Stellen konsequent aufzuarbeiten und die Täter  11 

vor Gericht zu stellen. Außerdem fordern wir weitere Hilfsangebote für  12 

Flüchtlinge, die von sexualisierter Gewalt betroffen sind, bereitzustellen. Auf  13 

allen Kanälen, vor allem in den Ankunftszentren und auf den Informationsseiten  14 

für Geflüchtete, sollten bspw. Möglichkeiten der rechtlichen, medizinischen und  15 

seelischen Unterstützung zur Verfügung gestellt werden. Begleitend dazu  16 

fordern wir, in den Ankunftszentren niedrigschwellige Hilfsangebote wie  17 

Informationen und ukrainischer Sprache oder anonyme Telefonhotlines  18 

bereitzustellen und zumindest über diese zu informieren. Auch fordern wir die  19 

Unterstützung der Organisation ebensolcher Hilfsangebote vor Ort. 20 

Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
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Antrag S024  

Betr.: Sonntagsruhe gilt auch für Christen 

Antragsteller: BV Reinickendorf 

 

Sonntagsruhe gilt auch für Christen 1 

Die Jungen Liberalen Berlin fordern eine gesetzliche Gleichstellung aller  2 

anerkannten Religionsgemeinschaften beim externen Praktizieren des eigenen  3 

Glaubens. Dafür sollte etwa das Ausrufen des Muezzins der Moschee ebenso  4 

wie das Läuten von Kirchenglocken nur außerhalb der gesetzlichen Ruhezeiten  5 

möglich sein. 6 

Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
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Antrag S025  

Betr.: Nomen est omen - mehr Freiheit in der Namenswahl 

Antragsteller: BV Mitte 

 

Nomen est omen - mehr Freiheit in der  1 

Namenswahl 2 

Majesty, Nutella und Pinocchio – viele Namen sind in Deutschland aus gutem  3 

Grund nicht als Vornamen zugelassen, zum Beispiel mit der Begründung, sie  4 

könnten dem Kindswohl schaden oder sich als nachteilig auswirken. Tatsächlich  5 

sind verschiedene Namen oder ihre Schreibweisen mit verschiedenen  6 

Eigenschaften assoziiert, die Auswirkungen auf die Betroffenen haben können.Die 7 

Vornamenszuweisung ist jedoch freiheitlich-gesehen problematisch: Dritte  8 

entscheiden über einen fundamentalen Teil unserer Identität in einem Moment,  9 

in dem wir noch willenlos sind. Doch wir bleiben es nicht, denn unsere eigene  10 

Meinung entwickelt sich im Laufe der Zeit. 11 

Es gibt viele Menschen, die mit ihren gegebenen Namen nicht zufrieden oder  12 

glücklich sind und haben dafür sehr gute Gründe: Ein Name kann jemandem  13 

ein Geschlecht zuweisen, dass nicht dem wahren Geschlecht entspricht. Ein  14 

Name kann belastend sein, weil er an ein (Kindheits-)Trauma erinnert. Und ein  15 

Name kann jemandem einfach missfallen. Das Vereinigte Königreich geht hierbei 16 

einen liberaleren Weg, dessen Grundgedanken wir unterstützen. 17 

Für mehr Freiheit in der Namenswahl fordern die Jungen Liberalen: 18 

1. Allen steht vom 18. Lebensjahr an eine einmalige, offizielle  19 

Vornamensänderung zu. Bei ausreichender Begründung kann ein zweiter  20 

endgültiger Namenswechsel erlaubt werden. In besonderen Fällen ist die  21 

Namensänderung auch früher möglich. In den behördlichen und polizeilichen  22 

Datenbanken sollen der Geburtsname und alle weiteren vorigen Vornamen  23 

weiterhin geführt werden. Die Änderung des Vornamens bleibt aufgrund einer  24 

sich herausstellenden anderen Geschlechtszugehörigkeit von dieser Regelung  25 

unberührt.2. Nachnamen liberaler handzuhaben, indem: 26 

…die Limitierung der Nachnamen auf zwei Namensglieder (sog.  27 

Ehedoppelnamen) aufgehoben wird. 28 

…Eheleute jeweils unabhängig ihren Nachnamen frei wählen dürfen, solange er  29 

nur Elemente aus einem oder beiden Nachnamen beinhaltet. 30 

… allen Eheleuten eine mehrmalige, offizielle Nachnamensänderung  31 

zugestanden wird. Ein Grund muss nicht angegeben werden. In den  32 

behördlichen und polizeilichen Datenbanken sollen vorige Namen weiterhin  33 

geführt werden. 34 
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3. freiheitliche Namensreglungen für Kinder: 35 

Kinder von geschiedenen Eltern sollen sich ihren neuen Nachnamen aussuchen  36 

dürfen und diesen mit Erreichen des 18. Lebensjahrs nachträglich ändern lassen 37 

können, solange die Verwandtschaftsverhältnisse in zumindest einer Linie  38 

ersichtlich sind. Eheleute sollen für Ihre Kinder einen eigenständigen  39 

Nachnamen, der sich aus ihren eigenen ableitet, aber von ihnen abweichen  40 

kann, festlegen dürfen, sofern die Verwandtschaftsverhältnisse in mind. einer  41 

Linie ersichtlich sind. 42 

4. weitere Rahmenbedingungen hin zu fortschrittlicher Namensgebung geändert 43 

werden: Wir fordern eine Digitalisierung der Standesämter und Behörden,  44 

sodass die Namensänderung digital oder bei jedem Bürger:innenbüro  45 

durchgeführt werden kann. Außerdem möchten wir die Hürden zum offiziellen  46 

Führen eines Pseudonyms oder Küstler:innennamen senken. 47 

Begründung: 

Begründung erfolgt mündlich. 
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Antrag S026  

Betr.: Verwaltung ist Dienstleistung – Absehbare Termine proaktiv 
anbieten 

Antragsteller: BV FKN 

 

Verwaltung ist Dienstleistung – Absehbare  1 

Termine proaktiv anbieten 2 

Die Berliner Bürgerämter sind berühmt-berüchtigt. Weit über die Stadtgrenzen  3 

hinaus sind sie bekannt für lange Wartezeiten und die Unmöglichkeit einen  4 

wohnortnahen Termin zu finden. Es gibt allerdings Termine, die für Bürgerämter  5 

absehbar sind: Die Verlängerung von Personalausweisen und Reisepässen.  6 

Diese verlieren bei Personen unter 24 Jahren alle sechs Jahren ihre Gültigkeit,  7 

ab 24 Jahren alle zehn Jahre. Wann ein neues Dokument notwendig wird, ist  8 

kalkulierbar. 9 

Wir Junge Liberale Berlin fordern den Senat auf, die Berliner Verwaltung  10 

dahingehend zu reformieren, dass Berliner Bürgerämter, Personen, deren  11 

Ausweisdokumente ihre Gültigkeit verlieren, proaktiv einen Termin zur  12 

Beantragung eines neuen Dokuments in einem Bürgeramt im Meldebezirk  13 

anbieten. Dies soll - solange keine digitalen Kommunikationswege bestehen -  14 

postalisch an die Meldeadresse geschehen und ausreichend Vorlaufzeit zur  15 

rechtzeitigen Erstellung der Dokumente berücksichtigen. Die Freien Demokraten  16 

im Abgeordnetenhaus fordern wir auf, zeitnah auf eine Umsetzung zu drängen. 17 

Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
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Antrag S027  

Betr.: Für starke Länder und einen liberalen Föderalismus – auch 
in Finanzfragen 

Antragsteller: BV FKN 

 

Für starke Länder und einen liberalen  1 

Föderalismus – auch in Finanzfragen 2 

Die Aufgabenverteilung zwischen Bund und Länder ist im Grundgesetz  3 

verankert. Grundsätzlich gilt das Subsidiaritätsprinzip – der Bund übt nur die  4 

Aufgaben aus, die auf Landesebene nicht erledigt werden können, da sie die  5 

gesamte Bundesrepublik betreffen. In über 70 Jahres bundesdeutscher  6 

Geschichte sind Aufgabenteilung und Finanzierungsfragen aber an vielen Stellen 7 

verschwommen, um auf jeweils aktuelle drängende Herausforderungen adäquat  8 

reagieren zu können. Damit zusammenhängend wurden auch Fragen der  9 

Finanzierung immer wieder neu geregelt, so dass ein undurchschaubares  10 

Dickicht an Zuständigkeiten und Finanzzuschüssen zwischen Bund, Ländern und 11 

Kommunen entstanden ist.  12 

Dass die aktuelle Aufgaben- und Einnahmenverteilung zwischen Bund, Ländern  13 

und Kommunen nicht mehr funktioniert, wird offensichtlich, wenn man die  14 

Vielzahl an Bundeszuschüssen zu Länderaufgaben und Aufgabenzuweisungen  15 

des Bundes an die Länder betrachtet. Gleichzeitig verfügen die Länder seit  16 

Jahren über wachsende Steuereinnahmen. Von einem Steuereuro fließen im  17 

Jahr 2022 38 Cent an den Bund und 42 Cent an die Länder. Diese Verteilung  18 

offenbart die erhebliche Schieflage zwischen Aufgaben und Ausgaben. Während 19 

viele Bundesländer während der Corona-Pandemie schwarze Zahlen  20 

geschrieben haben, nahm der Bund in der Krise Schulden in Rekordhöhe auf. 21 

Bürgerinnen und Bürger haben keinen Überblick, welche Ebene von ihren  22 

Steuern profitiert und welche Aufgaben damit angegangen werden. Die Vorteile  23 

des Föderalismus, das Subsidiaritätsprinzip, regionalen Spezifika Rechnung zu  24 

tragen und die Möglichkeit mit den Füßen abzustimmen, verschwinden im  25 

Dickicht der öffentlichen Haushalte. 26 

Vor diesem Hintergrund fordern wir Junge Liberale Berlin, die  27 

Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern grundsätzlich neu zu ordnen.  28 

Über die Jahre und Jahrzehnte ist die eigentlich klar geregelte Finanz- und  29 

Aufgabenverteilung immer unübersichtlicher geworden. Dieses Chaos gilt es  30 

dringend zu beheben. Dabei müssen die Bundesländer ihrer finanzpolitischen  31 

Verantwortung gerecht werden. Gleichzeitig resultiert das aktuelle Wirrwarr in  32 

den Finanzbeziehungen aus der Tatsache, dass der Bund immer wieder in  33 

Länderzuständigkeiten eingreift, um einheitliche Lösungen für das ganze  34 

Bundesgebiet zu finden. Auch hier braucht es eine ehrliche  35 
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Auseinandersetzung, um den bundesdeutschen Föderalismus ins 21.  36 

Jahrhundert zu transformieren.  37 

Der Neuordnung der Finanzbeziehungen muss eine vollständige Evaluation aller  38 

Einnahmen- und Ausgabenflüsse von Bund, Ländern und Kommunen  39 

vorangehen. Übernimmt der Bund Länderaufgaben bzw. die Länder  40 

Bundesaufgaben müssen diese schnellstmöglich auf die Ebene  41 

zurückübertragen werden, die dafür laut Grundgesetz zuständig ist. Ziel der  42 

Neuordnung muss sein, dass jede Ebene klar bestimmte Aufgabenbereiche hat  43 

für die sie über die notwendigen Finanzmittel verfügt und die sie allein erfüllen  44 

kann.  45 

Eine Steuer muss für Bürgerinnen und Bürger eindeutig der Bundes-, Landes-  46 

oder Kommunalebene zuordnungsbar sein. Nur wenn eindeutig ist, welche  47 

Steuereinnahmen wohin fließen und welche Aufgaben eine Ebene damit zu  48 

erfüllen hat, kann die Bevölkerung transparent über die Leistung der jeweiligen  49 

Landes- bzw. Bundesregierung entscheiden. 50 

Auch Aufgaben, die von einer zentralen Anlaufstelle profitieren, können von den 51 

Ländern bewältigt werden. So kann man sich eine gemeinsame Website der  52 

Bundesländer zu einer bestimmten Frage vorstellen, über die bestimmte Anträge 53 

gestellt werden können unter Angabe des Wohnsitzes. Die ewige Zentralisierung 54 

und Finanzierung von Landesaufgaben beim Bund aus Bequemlichkeit muss ein  55 

Ende finden.  56 

Wir Junge Liberale treten deshalb für eine Reform der Bund-Länder-Finanzen  57 

entlang dieser Punkte ein. Wir wollen die Menschen im Land davon  58 

überzeugen, dass der Kanzler nicht für jede Straßenlaterne des Landes  59 

zuständig sein muss. Die Bundesländer fordern wir auf, ihrer Verantwortung  60 

auch finanziell gerecht zu werden. Vom Bund fordern wir, nicht in  61 

Länderkompetenzen reinzuregieren, wo das Subsidiaritätsprinzip die besseren  62 

Lösungen zutage fördert. 63 

Begründung: 

Erfolgt mündlich. 


